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Am 11. September 2001 veränderte ein barbarischer Terrorakt die Welt und brannte sich tief in das 
Bewusstsein der Menschen ein. Mehrere Selbstmordattentäter steuerten zuvor gekaperte 
Zivilflugzeuge in das World-Trade-Center in New York und in das Verteidigungsministerium in 
Washington. Die menschenverachtenden Taten trafen die Vereinigten Staaten von Amerika 
unvorbereitet und forderten Tausende Menschenleben. Die Täter wurden schnell unter islamistischen 
Extremisten bzw. „Fundamentalisten“ ausgemacht, Spuren führen auch nach Deutschland. Wer immer 
nun letztlich Verantwortung oder Mitschuld für den Schrecken trägt; die Taten haben von neuem die 
öffentliche Diskussion um das Selbstverständnis des Islam und das Verhältnis zu den Muslimen auch 
in unserer Gesellschaft nachhaltig entfacht. Nicht immer wird diese Diskussion mit der gebotenen 
Sachlichkeit geführt, Vorurteile vermengen sich mit undifferenzierter Polemik. Bisweilen wird gar 
vorschnell von einem „Kampf der Kulturen“ gesprochen. 



Bereits seit Ende des 20. Jahrhunderts sehen wir uns in vielen Teilen der Welt verstärkt mit 
vordergründig religiös motivierten Auseinandersetzungen konfrontiert. Es gibt für sie aber weder 
einfache noch einheitliche Erklärungsmuster. Vielschichtigkeit und Komplexität gehören zu den 
hervorstechendsten Charakteristika; stets ist bei deren näherer Analyse auch ein Höchstmaß an 
Differenzierung und Objektivität angesagt. 

Dieser Hinweis am Rande erscheint angebracht, wenn man sich mit dem sensiblen Themenkreis der 
Religionen im Allgemeinen und mit dem Islam und seinen Strömungen im Besonderen 
auseinandersetzen will. Ebenso ist es geboten, Negativklischees und überzogenes 
Bedrohungsdenken zu vermeiden. Dabei sind Gegenüberstellungen vom christlichen Abendland 
einerseits und der „islamischen Welt“ als vermeintlich bedrohliches Gegenüber andererseits irrational 
und wenig hilfreich. Ungeachtet dessen ist aber eine offensive Auseinandersetzung mit politisch-
extremistisch geprägten Erscheinungsformen des Islamismus mehr denn je angezeigt. „Islamisten“ 
missbrauchen den Islam unter vordergründiger Religiösität für ihre profanen Zwecke; ihr Treiben wirkt 
sich dabei auch nachhaltig auf die Innere Sicherheit unseres Staates aus. Im Folgenden wird eine 
Lagedarstellung über diese Ausprägungen aus Sicht des rheinland-pfälzischen Verfassungsschutzes 
gegeben. 

Islam – Weltreligion mit Vielfalt 
Wirft man einen oberflächlichen Blick auf den Islam, so erscheint er wie ein Monolith, geschlossen und 
unnahbar wie die Ka’ba in der großen Moschee von Mekka, dem bedeutendsten Heiligtum der 
Muslime. Bei näherem Hinsehen eröffnet sich dem aufmerksamen Betrachter jedoch eine Welt voller 
Vielfalt und lebendiger Eindrücke. Angesichts dessen wird man gewahr, dass es keine in sich 
geschlossene „islamische“ Welt gibt, sondern eine ganze Reihe von Strömungen und Richtungen mit 
oft länder- bzw. regionenbezogenem Charakter, die in ihrer Gesamtheit eine Glaubensgemeinschaft 
(arab. UMMA) von weltweit mehr als 1,2 Milliarden Menschen bilden. Deren Gemeinsamkeit ist in dem 
vom Propheten Muhammad (um 570-632) im 7. Jahrhundert auf der arabischen Halbinsel 
verkündeten Glauben an den einzigen Gott (Allah) als „einzig wahre Religion“ begründet. Der 
spirituelle Anspruch des Islam beruht auf den fünf religiösen Eckpfeilern: Glaubensbekenntnis 
(Schahada), tägliches Gebet (Salat), regelmäßiges Fasten im Monat Ramadan (Saum), 
Almosengeben (Sakat) und der Wallfahrt nach Mekka (Haddsch). Der Koran (Lesung, Verkündigung) 
genießt als Heilige Schrift für die Muslime eingedenk göttlicher Gesetzeskraft den Anspruch, 
Hauptquelle ihres Glaubens zu sein. In seinen 114 Abschnitten (Suren) stehen die göttlichen 
Offenbarungen, die Muhammad niederschrieb. Über einen reinen Glaubensansatz hinaus enthält der 
Koran aber auch Lehrsätze, die das weltliche inner- und zwischengesellschaftliche Miteinander 
betreffen und regeln. Insofern berührt der Islam auch Fragen der Staats- und Gesellschaftslehre. In 
diesem Sinne sind die religiöse und die politische Gemeinschaft grundsätzlich gleichbedeutend. Dies 
schließt das entstehen laizistischer Staaten in der „islamischen Welt“ aber nicht aus, wie das Beispiel 
der Türkei zeigt. Besondere Staatsformen werden im Rahmen der islamischen Ordnung zudem nicht 
ausdrücklich vorgeschrieben.  

Neben dem Koran haben die vom Propheten Muhammad überlieferten „vorbildlichen“ 
Verhaltensweisen (Sunna = Vorbild) eine besondere Bedeutung in der „islamischen Welt“. Diese sind 
in Mitteilungen (Hadith) festgehalten, die Aufschluss über die Aussprüche und Handlungen des 
Propheten sowie über deren Überlieferer geben. Eine tragende Rolle spielt zudem das religiöse 
Gesetz (Sharia, wörtl.: Weg), dessen wesentliche Grundlagen neben Koran und Sunna die 
übereinstimmenden Interpretationen der islamischen Rechts- und Gottesgelehrten (Ulema) sind. Bei 
Deutungen des Islam wäre es also sehr verkürzt, würde man ausschließlich eine Sure des Koran 
zitieren und daraus vorschnell Rückschlüsse ziehen. 

Zwei Hauptströmungen, deren historische Genesis in der differierenden Auffassung über die 
Nachfolge Muhammads begründet ist, haben sich bereits zwischen dem 7. und 9. Jahrhundert, also in 
der Phase unmittelbar nach der Glaubensschaffung, entwickelt und etabliert. So bildeten sich die 
Mehrheitsströmung der Sunniten mit einem Anteil von etwa 90 % der Muslime und die Minderheit der 
Schiiten heraus. 

Während die Sunniten (abgeleitet von dem Begriff Sunna) die Frage des jeweils zu bestimmenden 
Kalifen (Nachfolger, Stellvertreter Muhammads) im weitesten Sinne auf den Stamm des Propheten 
beziehen, halten die Schiiten (abgeleitet vom Betriff Shi’at Ali – Partei Alis) dogmatisch an der durch 



Blutsverwandtschaft bestimmte Nachfolge fest. In der diesbezüglichen Auseinandersetzung nach dem 
Tode des Propheten ergriffen die Schiiten Partei für Ali Ibn Abi Talib, den Vetter und Schwiegersohn 
Muhammad’s. Sie stellen nur in wenigen islamischen Ländern den Hauptbevölkerungsanteil oder 
starke Minderheiten, so in Aserbeidschan sowie im Iran, Irak, Libanon und im Jemen. Im Iran ist der 
Schiismus Staatsreligion. 

Innerhalb der Hauptströmungen des Islam haben sich im Laufe der Jahrhunderte eine Vielzahl 
mitunter sektenhafter Neben- oder Einzelströmungen gebildet wie die Schia-Abspaltungen Imamiten, 
die gleichzeitig die Hauptgruppe der Schiiten darstellt, Zaiditen und Ismailiten. Auch hiervon zweigen 
wiederum Einzelströmungen ab, so von den Ismailiten die Alawiten mit Schwerpunkt in der Türkei und 
als herrschende Minderheit in Syrien. 

Die Strömungen des Islam sind keine homogenen Gebilde. Sie lassen verschiedene Richtungen 
erkennen, die sich u.a. aus unterschiedlichen theologischen Schulen entwickelt haben. So entstand im 
9. Jahrhundert beispielsweise unter den Sunniten eine konservative Richtung von traditionalistischen 
Bewahrern (Hanbaliten), die in der ganzheitlichen Tradition der langen islamischen 
Geschichtsschreibung stehen und z.B. in Saudi Arabien prägend sind. Daneben prägte die Schule der 
Ash’ariten ebenfalls im 9. Jahrhundert einen gemäßigten, vernunftbetonten Traditionalismus, der sich 
logischer Argumentation zugewandt sieht. Beide Richtungen verkörpern eine insgesamt orthodoxe 
Grundhaltung. 

Hiervon abgrenzend entwickelte sich vornehmlich unter Intellektuellen in der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts als Reaktion auf den Kolonialismus westlicher Länder die Richtung des islamischen 
Modernismus. Die Vertreter dieser Linie betonten einerseits die Rückbesinnung auf die Bedeutung 
des Islam im Hochmittelalter und versuchten, die Religion mit der Moderne westlicher Prägung, die im 
Grundsatz begrüßt wurde, in Einklang zu bringen, ohne allerdings alles „Westliche“ vorbehaltlos zu 
kopieren. Dabei übten sie Kritik an der stagnativen Haltung der Traditionalisten. Eine weitere Richtung 
wird durch die Islamisten verkörpert, deren Tun mit dem schlagwortartigen Begriff des so genannten 
Fundamentalismus belegt (worden) ist. 

Islamisten – vom Scheitern der Systeme und Ideologien 
Die erste Organisation, die mit dem Begriff „Fundamentalismus“ in Verbindung gebracht wurde, ist die 
1928 im durch die britische Kolonialherrschaft geprägten Ägypten von dem Lehrer Hasan al-Banna 
(1906-49) gegründete sunnitische „Muslimbruderschaft“ (MB). Sie existiert heute noch, auch in 
anderen arabischen Ländern, so vor allem in Syrien. Es folgten vergleichbare Bestrebungen in Indien 
und Pakistan in den vierziger Jahren des 20. Jahrhunderts und im Iran in den sechziger Jahren sowie 
später in nordafrikanischen Ländern und in Staaten auf der Arabischen Halbinsel. Soziologisch 
betrachtet entwickelten sich diese Strömungen überwiegend in der städtischen Mittelschicht und nicht, 
wie bei den Modernisten, unter Intellektuellen oder in der Geistlichkeit bzw. in den namhaften 
theologischen Schulen. 

Mit dem Begriff „Fundamentalismus“ wird eine scheinbar einheitliche radikalislamische Bewegung 
beschrieben, die bestehende Ordnungen – auch die der freiheitlichen Demokratien – durch eine 
„islamische Ordnung“ ersetzen will. Hasan al-Banna (s.o.) definierte den Islam als “Dogma und 
Gottesdienst, Vaterland und Nationalismus, Religion und Staat, Spiritualität und Aktion, Koran und 
Schwert”. Nicht immer wird klar, welche Staatsform Träger der „islamischen Ordnung“ sein soll; sie 
zielt aber stets auf die konsequente Anwendung der Sharia ab, dem Islam wird die gesellschaftliche 
Ordnungsfunktion schlechthin zugesprochen. Dabei wird insgesamt eine Ideologie geformt, die durch 
folgende Determinanten gekennzeichnet ist: eine vereinfachte, die aktuelle gesellschaftspolitische 
Entwicklung negierende Weltsicht (wobei im Gegensatz zu den Modernisten der „Westen“ nach dem 
Ende der Kolonialzeit mit seinem Gedankengut und seiner Technologie als Bedrohung empfunden 
wird), den Glauben, im Besitz alleingültiger Erklärungsmuster zu sein, einen auf das Ursprüngliche 
fixierten religiösen Dogmatismus und das missionarische Bestreben nach Rückkehr in einen religiösen 
Urzustand (oft als so genannte Re-Islamisierung bezeichnet). Islamisten zeigen sich dabei in der 
Auslegung des Korans flexibel. Sie orientieren ihre Interpretationen durchaus an tagesaktuellen, 
pragmatischen Gesichtspunkten und unterscheiden sich in diesem Punkt von den Traditionalisten. 
Ebenso widersprüchlich mutet an, dass der durch die europäische Aufklärung begründete 
vernunftorientierte Liberalismus bzw. Individualismus zwar radikal abgelehnt wird. Andererseits zeigt 



man sich gegenüber den technischen Errungenschaften der Moderne durchaus aufgeschlossen, um 
diese für eigene Zwecke nutzbar zu machen. 

Der Begriff „Fundamentalismus“ ist nicht unumstritten. Zunächst vermittelt er den fehlerhaften 
Eindruck der Homogenität. Dabei stößt die totalitär geprägte Weltanschauung der Islamisten bis heute 
keinesfalls flächendeckend auf Widerhall; sie trägt vielmehr bislang eher zur Selbstisolierung der 
Islamisten innerhalb der Gemeinschaft der Muslime bei. Wie bei jedem Schlagwort besteht zudem 
auch beim Begriff „Fundamentalismus“ die Gefahr der Vereinfachung, die Klischees und Vorurteile 
fördert. Der Begriff verdeckt nämlich die vielfältigen Gründe, die – in jedem betroffenen Land unter 
verschiedenen Rahmenbedingungen sowie in unterschiedlicher Intensität und Ausprägung – eine 
Rolle beim Erstarken islamistischer, politisch geprägter Bestrebungen spielen (können). Neben 
ethnischen Konflikten sind dies vor allem wirtschaftliche und soziale Probleme, die Abwehr fremder 
Einflüsse im Zuge der Nachkolonialzeit sowie der Verlust von Identität, z.B. durch das Scheitern des 
Panarabismus, des Nationalismus und des Sozialismus. Es scheint, dass manche in einer fälschlich 
verstandenen (Rück-)Besinnung auf den Islam hierin die letzte Möglichkeit sehen, Politik zu betreiben, 
nachdem für sie eine ganze Reihe von Systemen und Ideologien offenkundig versagt haben. Zudem 
sind soziokulturelle Faktoren gerade in der dem „Islamismus“ besonders zugeneigten traditionellen 
Mittelschicht islamischer Staaten ausschlaggebend. Frömmigkeit, patriarchialische Autorität und 
strenge Moralvorstellungen sind dort stark verwurzelt. Die gewandelten Vorstellungen in den 
Gesellschaften mit Prozessen der Aufweichung dieser Prinzipien haben Irritationen mit sich gebracht 
und nicht wenige suchen im „Islamismus“ wieder Orientierung und Identität. 

Innerhalb der Islamisten gibt es nach Auffassung der Wissenschaft eine zahlenmäßig dominierende 
Strömung, die ihre Ziele auf zunächst weitgehend friedlichem Wege erreichen will. Allerdings kann 
auch in dieser Strömung oft eine nicht abschließend einzuschätzende Haltung in der Gewaltfrage 
beobachtet werden. Hier mag bisweilen taktisches Kalkül eine Rolle spielen. Zu diesen Gruppen 
zählen beispielsweise solche, die sich primär im sozialen und karitativen Bereich engagieren und 
damit gerade in den Ländern verstärkt Anhänger gewinnen, in denen sich die jeweiligen 
Staatsführungen dieser Aufgaben mehr oder weniger entledigt haben. Dies stellt im Übrigen einen der 
Hauptgründe für das Ansteigen islamistischer Bestrebungen in verschiedenen Ländern Afrikas sowie 
des Nahen und Mittleren Ostens dar, der in den oft desolaten wirtschaftlichen Bedingungen und den 
daraus resultierenden gesellschaftlichen Verwerfungen (Armut, soziale Desintegration) zu sehen ist, 
Die Islamisten füllen gezielt ein staatlicherseits entstandenes Vakuum aus und haben sich damit in 
verschiedenen Staaten bereits eine (soziale) Basis geschaffen. 

Allerdings gibt es auch Islamisten, die den gewalttätigen Kampf bis hin zum Terrorismus als ein aus 
ihrer Sicht legitimes Mittel einsetzen, um ihre Ziele zu erreichen. Dabei ist häufig vom Begriff des 
„Heiligen Krieges“ die Rede, der einer näheren Erläuterung bedarf. 

„Heiliger Krieg“ – ein widersprüchlicher Begriff 
Der Islam verkörpert im Grundsatz einen vom Propheten Muhammad verkündeten, gottgegebenen 
Universalanspruch. Daraus wird die Pflicht der Muslime abgeleitet sich zu bemühen (Djihad = 
Bemühung, Anstrengung, Kampf), diesem Anspruch gerecht zu werden. Bis in das Mittelalter galt 
durchaus auch die Interpretation, den Glauben mit dem Mittel des „Heiligen Krieges“ nicht nur zu 
verteidigen, sondern ihn damit auch offensiv auszubreiten. Sodann erfolgte eine Uminterpretation, 
wonach die Prämisse auf der individuellen bzw. innergemeinschaftlichen Glaubensfestigung liegt. 
Seitdem können mit dem Begriff Djihad auch missionarische oder politische Aktivitäten in Verbindung 
gebracht werden, die keinerlei kriegerischen Charakter im Sinne eines „Heiligen Krieges“ mehr haben, 
wie z.B. wirtschaftliche oder soziale Aufbauprogramme. In der heutigen Zeit sind die meisten Staaten, 
die sich islamisch bezeichnen oder die über einen hohen islamischen Bevölkerungsanteil verfügen, 
somit auch weit davon entfernt, einen Glaubenskrieg zu entfachen, ja ihn überhaupt in Erwägung zu 
ziehen. 

Militante Islamisten propagieren allerdings den „Heiligen Krieg“, um beispielsweise den Kampf gegen 
westliche Einflüsse zu schüren. Eine zentrale Rolle in ihrem ausgeprägten Feindbilddenken spielen 
dabei die Vereinigten Staaten von Amerika, die u.a. als „Satan“ bezeichnet werden. Weiter 
beschwören Islamisten den „Heiligen Krieg“ als geeignetes Mittel, um bestimmte Ziele, so die 
„Rückeroberung“ des israelischen Staatsgebietes und insbesondere Jerusalems für die „islamische 



Welt“, zu erreichen. Zudem benutzen militante islamische Gruppen den Begriff häufig im Kampf gegen 
die Regierungen ihrer Heimatländer. 

Die islamistischen Kräfte, die kriegerische Gewalt anwenden und keinerlei Dialogbereitschaft 
erkennen lassen, sind für verschiedene Staaten, zu denen vornehmlich Afghanistan, Algerien, 
Ägypten oder auch die palästinensischen Autonomiegebiete gehören, zu einem ernstzunehmenden 
innenpolitischen Problem geworden. Die Auswirkungen dieser Entwicklungen sich auch im 
europäischen Raum spürbar und beeinträchtigen insoweit auch die Innere Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Islamistische Extremisten in Deutschland 
Im Spektrum der extremistischen Ausländerorganisationen, denen bundesweit annähernd 59.000 
Personen in 66 Organisationen oder als Unorganisierte angehören, stellen die islamistischen 
Gruppierungen (20) mit etwa 31.500 Aktivisten den größten Anteil. Mehr als 28.100 von ihnen sind 
türkischer, ca. 3.100 arabischer und etwa 100 iranischer Abstammung. Jeweils in der ersten Hälfte der 
achtziger und der neunziger Jahre gab es bemerkenswerte Phasen mit Steigerungsraten in diesem 
Spektrum. Heute hat sich die Zahl auf relativ hohem Niveau stabilisiert. 

Arabische islamistische Bestrebungen 
In nahezu allen arabischen Staaten Nordafrikas und des Nahen Ostens sind seit etwa Mitte der 
siebziger Jahre mehr oder weniger stark ausgeprägte Strukturen entstanden, die auf eine 
„Islamisierung“ (im Sinne der konsequenten Anwendung der Sharia) ihrer Heimatländer abzielen. 
Diese Kräfte nutzen geschickt die verschiedenen Vakuen aus, die sich in den letzten Jahren aufgetan 
haben, seien es der gescheiterte Traum einer arabischen Nation oder der Zerfall ideologie- und 
sinnstiftender Systeme, wie das des real existierenden Sozialismus. Zudem schüren sie das 
Wiederaufleben alter Bedrohungsängste gegenüber dem technologisch fortschrittlichen „Westen“ und 
gewinnen auch an Boden durch den oft schleichenden wirtschaftlichen Verfall mit erheblichen sozialen 
Folgen für die Bevölkerung in den betroffenen Ländern. Eine zusätzliche Dynamik gewann diese 
Entwicklung durch die „islamische Revolution“ im Iran 1979, die islamistischen Bewegungen auch in 
arabischen Staaten Auftrieb verlieh. 

Im Wesentlichen muss heute in Deutschland von zwei bemerkenswerten Strömungen unter 
arabischen Islamisten ausgegangen werden. Einerseits können Personen „traditioneller“ Prägung 
beobachtet werden, die vor allem Gruppen mit strukturellen und örtlichen Bezugspunkten (z.B. 
Islamische Zentren) angehören. Hierzu zählen beispielsweise die unterschiedlichen Gruppierungen 
der „Muslimbruderschaft“ (MB) oder die „Hizb Allah“ (Partei Gottes). Daneben hat sich in den letzten 
Jahren eine – wenn auch zahlenmäßig kleinere – Strömung dezentraler Netzwerke von 
Einzelpersonen oder Kleinstgruppen entwickelt, deren Hintergründe und Zielsetzungen terroristisch 
geprägt sind und die ein hohes Maß an Konspiration pflegen. Hierzu zählen insbesondere die 
„Arabischen Mujahedin“ (Kämpfer für die Sache Allahs), die zum Teil mit der Organisation „Al Qaida“ 
(Die Basis) des Usama BIN LADEN in Verbindung gebracht werden. 

Unter den Islamisten arabischer Provinienz in Deutschland und letztlich in Europa sorgen in jüngster 
Zeit vor allem die „Arabischen Mujahedin“ für Schlagzeilen. Ihre Existenz ist eng mit der Geschichte 
Afghanistans verbunden. In Folge der Invasion durch die ehemalige UdSSR im Jahre 1979 und bis 
zum Abzug der „Roten Armee“ im Jahre 1989 wurden auch Muslime aus verschiedenen arabischen 
Ländern in Praktiken des Guerillakrieges ausgebildet, um den „Befreiungskampf“ in Afghanistan zu 
unterstützen. Auch heute noch gibt es Trainingslager in Afghanistan und anderen Ländern – nur der 
Feind hat gewechselt. Heute eint die „Arabischen Mujahedin“ vor allem der Hass auf die Vereinigten 
Staaten von Amerika und auf Israel. Und auch neue Kriegsschauplätze bieten heute den Mujahedin 
Einsatzmöglichkeiten, so im ehemaligen Jugoslawien oder in Tschetschenien. Entstanden ist im Laufe 
der Zeit aufgrund vieler persönlicher Kontakte zudem ein fast weltumspannendes Netzwerk – ja man 
könnte fast sagen, eine „Form von Globalisierung“. Die „Arabischen Mujahdein“ lassen sich grob in 
drei Kategorien einteilen: Es sind solche, die der Organisation Usama BIN LADENS „Al Qaida“ (Die 
Basis) angehören, daneben Mujahedin, die in anderen islamistischen Gruppierungen integriert sind 
(z.B. in der algerischen „Bewaffneten Islamischen Gruppe“/GIA oder in den ägyptischen Gruppen 
„Jihad Islami“ und „Al Jamaa Al-Islamya“) und darüber hinaus Aktivisten, die keinen solchen 
Strukturen angehören (zusammengeschlossen in kleinen bzw. Kleinstgruppen). Auch seitens der 



beiden letztgenannten Erscheinungsformen muss allerdings von vielfältigen Kontakten und 
Verbindungen zur „Al Qaida“ und deren Mitgliedern ausgegangen werden. 

Personen, die den „Arabischen Mujahedin“ zuzurechnen sind, scheinen auch in Deutschland 
Netzwerke zu unterhalten: Im Dezember 2000 wurden in Frankfurt/Main vier mutmaßliche Angehörige 
einer solchen Gruppe verhaftet; bei ihnen wurden Waffen und Sprengstoffmaterialien sichergestellt. 
Bemerkenswert sind vor allem auch die Spuren des Angriffs auf das World-Trade-Center und das 
Pentagon, die nach Deutschland und in andere europäische Länder führen. 

Etwa 1.200 Personen gehören in Deutschland insgesamt den verschiedenen MB-Zweigen an. Vor 
allem die sunnitisch geprägten islamistischen Extremisten arabischer Herkunft in der Bundesrepublik 
Deutschland orientieren sich vornehmlich an den „Islamischen Zentren“ (IZ) der international aktiven 
„Muslimbruderschaft“, die in mehrere länderbezogene Zweige zerfällt. Die beiden bedeutendsten IZ in 
der Bundesrepublik sind die Zentrale des ägyptischen Zweigs der MB in München und das IZ in 
Aachen, das vom syrischen Zweig der MG geprägt ist. Die IZ dienen auch als Anlaufstelle für weitere 
regionale MB-Zweige, so der algerischen „Islamischen Heilsfront“ (FIS) oder der tunesischen „En 
Nahda“. MB-Aktivitäten gehen daneben auch von den ihr zuzurechnenden Vereinigungen „Islamische 
Gemeinschaft in Deutschland e.V.“ (IGD) und „Islamische Avantgarden“ aus, die Zweigstellen in 
verschiedenen deutschen Städten unterhalten. Zudem existieren Organisationen, die von den 
„Islamischen Avantgarden“ gesteuert werden, nämlich die „Union für die in den europäischen Ländern 
arbeitenden Muslime e.V.“ (UELAM) mit Sitz in Köln sowie die „Union Muslimischer 
Studentenorganisationen in Europa e.V.“ (UMSO) mit Sitz in Bonn. 

Im Jahre 1981 gründeten MB-Mitglieder in München den „Islamischen Bund Palästina“ (IBP), der in 
Deutschland die Interessenvertretung der in Israel bzw. den palästinensischen Autonomiegebieten 
Gaza und Westjordanland terroristisch operierenden palästinensischen „Islamischen 
Widerstandsbewegung“ (Harakat al-Muquawama al-Slamiya/HAMAS = wörtl.: Eifer; Interpretation der 
Organisation: Mut und Tapferkeit) darstellt. Die im IBP organisierten einzelnen HAMAS-Anhänger 
betreiben in Deutschland eine intensive Öffentlichkeitsarbeit, so agitieren sie gegen das israelische 
Vorgehen in den palästinensischen Autonomiegebieten. Der IBP verfügt in der Bundesrepublik 
Deutschland über ca. 250 Mitglieder. 

Die algerische sunnitisch-extremistische FIS war in den letzten Jahren wiederholt in die Schlagzeilen 
geraten. Die in Deutschland aufenthältlichen FIS-Angehörigen, zu denen auch der Auslandschef der 
Organisation, Rabah KEBIR, gehört, konzentrieren ihre Aktivitäten zum einen auf die politisch-
propagandistische Unterstützung der FIS in Algerien. Allerdings ist auch logistische Hilfe für die 
Gesinnungsgenossen in Algerien bekannt geworden, so offensichtlich illegale Schleuseraktivitäten 
und Waffenbeschaffungen. Die Zahl der Anhänger algerischer islamistisch-extremistischer Gruppen in 
Deutschland liegt schätzungsweise bei ca. 400 Personen, die weitgehend in informellen Strukturen 
eingebunden sind. Allerdings verstärkten sich in jüngster Zeit Bestrebungen unter algerischen 
Islamisten, eigene Strukturen zugunsten multinationaler Netzwerke aufzugeben, in denen „Arabische 
Mujahedin“ aktiv sind. 

Neben den sunnitisch-extremistischen Organisationen spielt die schiitisch-extremistische Bewegung 
„Hizb Allah“ (Partei Gottes), die 1982 im Libanon mit iranischer Unterstützung gebildet wurde, eine 
Rolle. Ziel der „Hizb Allah“ ist die Errichtung eines „islamischen Gottesstaates“ im Libanon nach 
iranischem Vorbild. Terroristische Aktivitäten gegen jüdische Einrichtungen, auch außerhalb der 
Krisenregion Naher Osten, dokumentieren hinlänglich die radikale Ablehnung des Existenzrechtes des 
Staates Israel durch die „Hizb Allah“. Im Bundesgebiet werden der Gruppierung ca. 800 Anhänger 
zugerechnet. Neben Treffen in Moscheen führt die Organisation häufig antiisraelische bzw. 
antiamerikanische Demonstrationen durch, an denen sich auch Muslime anderer Länder und 
Herkunftsräume beteiligen. 

Türkische islamistische Bestrebungen 
Das osmanische Reich war bis zu seinem Zusammenbruch und der darauffolgenden Säkularisierung 
im Zuge der Gründung der Türkischen Republik 1923 und der Abschaffung des Kalifats 1924 ein rein 
islamischer Staat. Bis heute konnte allerdings die von Mustafa Kemal Pascha (genannt Atatürk) 
geschaffene weltliche Ordnung, die im Wesentlichen auf den Grundgedanken eines starken 
republikanischen Nationalstaates und einer Europäisierung des Landes fußt, den Islam nicht gänzlich 



zum ausschließlichen Gegenstand des Privatlebens der türkischen Bevölkerung machen. Ende der 
siebziger Jahre formten sich Kräfte, die auf eine islamische Rückbesinnung drängten, so in der 
„Nationalen Heilspartei“ (MSP). Der Gedanke an ein islamisches Staatswesen fand in der Folgezeit 
neue Anhänger, die heute in der islamistischen türkischen „Glückseeligkeitspartei“ (Saadet Partisi/SP) 
eine politische Heimat finden. Die SP steht in der Tradition der MSP und firmierte bis 1998 unter der 
Bezeichnung „Wohlfahrtspartei“ (Refah Partisi/RP) sowie bis zu ihrer Umbenennung im Jahre 2001 als 
„Tugendpartei“ (Fazilet Partisi/FP). 

Anfänge islamistisch-extremistischer Bestrebungen von Türken in Deutschland, die auf die Schaffung 
eigenständiger Strukturen abzielten, konnten bereits in den siebziger Jahren beobachtet werden. 
Hieraus entwickelten sich in den achtziger Jahren islamistisch-extremistische Dachverbände. In 
Deutschland sind aktuell zwei solcher Dachverbände, die eine Abschaffung der laizistischen 
Staatsordnung in der Türkei zugunsten eines islamischen Systems anstreben, bekannt: „Der 
Kalifatsstaat“ (auch: „Verband der islamischen Vereine und Gemeinden e.V., Köln“ – ICCB) und die 
„Islamische Gemeinschaft Milli Görüs e.V.“ (IGMG, bis Juni 1995 unter der Bezeichnung „Vereinigung 
der neuen Weltsicht in Europa e.V.“ – AMGT), mit zusammen etwa 28.100 Mitgliedern. 

Das militante Feindbilddenken des 1984 aus dem iran-orientierten Flügel der AMGT 
hervorgegangenen ICCB („Der Kalifsstaat“) richtet sich auch gegen die Demokratie, den Laizismus 
und demokratisch legitimierte Parteiensysteme sowie gegen den Staat Israel. In Deutschland verfügen 
die dem ICCB angeschlossenen Ortsvereine nach erheblichen Mitgliederverlusten derzeit zusammen 
noch über etwa 1.100 Mitglieder. Seit dem Tod des ICCB-Führers Cemaleddin KAPLAN im Jahre 
1995 sorgen u.a. interne Auseinandersetzungen für eine Radikalisierung der Organisation. Im Mai 
1997 wurde im Zuge dieser Entwicklung ein mutmaßliches ICCB-Mitglied getötet. An der Spitze des 
ICCB steht heute Metin KAPLAN, der Sohn von C. KAPLAN, der im November 2000 wegen 
öffentlicher Aufforderung zu Straftaten zu einer Freiheitsstrafe von vier Jahren verurteilt wurde. 

Die AMGT hat sich am 03.06.1995 aus Gründen der Aufgabenteilung neu gegliedert. Während die 
aus ihr hervorgegangene „Islamische Gemeinschaft Milli Görüs e.V.“ (IGMG) nunmehr für „soziale, 
kulturelle und religiöse Aufgaben“ zuständig ist, widmet sich die „Europäische Moscheenbau- und 
Unterstützungsgemeinschaft e.V.“ (EMUG) der Immobilienverwaltung. Die IGMG ist im Gegensatz 
zum ICCB um ein moderateres Erscheinungsbild bemüht und strebt die Veränderung der politischen 
Verhältnisse in der Türkei nicht mit gewaltsamen Mitteln an. Sie versteht sich als Sammelbecken 
islamischer Auslandstürken in Europa; in der Türkei selbst unterhält sie keine Strukturen, sondern 
stützt sich dort ganz auf die „Saadet Partisi“. IGMG-Strukturen gibt es auch im außereuropäischen 
Raum sowie in mehreren europäischen Ländern wie Belgien, Frankreich und Dänemark. In der 
Bundesrepublik Deutschland sind ca. 27.000 Mitglieder in der IGMG organisiert. Nicht alle IGMG-
Mitglieder/Anhänger dürften aber bewusst islamistisch-extremistische Ziele verfolgen oder 
unterstützen. Im Hinblick auf eine neuere Studie (vgl. Heitmeyer) ist es allerdings bedenklich, dass die 
IGMG gerade auf junge in Deutschland lebende Türken eine deutliche Anziehungskraft ausübt, die im 
Zuge sozialer Desintegrationsprozesse und mangelnder Integration eine neue Heimat suchen, von der 
sie sich einen Ausgleich ihrer Defizite an Identität und gesellschaftlichem Stellenwert versprechen. 
Entsprechend legt die IGMG auch viel Wert auf die zielgruppenorientierte Schulung junger Menschen. 
Insgesamt bedingt ihr Verhalten die latente Gefahr des Entstehens einer Art Parallelgesellschaft; 
Integrationsprozesse werden bewusst konterkariert, die Abkapselung innerhalb der pluralistisch-
demokratischen Gesellschaft wird nachhaltig gefördert. 

Iranische islamistische Bestrebungen 
Die seit den siebziger Jahren weltweit voranschreitende Demokratisierung und Liberalisierung fand 
1979 in der „islamischen Revolution“ im Iran in gewisser Weise einen Kontrapunkt durch die 
Errichtung einer verfassungsmäßig verankerten Theokratie. Der Iran genießt über seine Grenzen 
hinaus damit quasi eine Art Modellcharakter für Islamisten. In dem nicht zentralistisch ausgerichteten 
schiitischen Klerus gelang es dem aus Sicht seiner Landsleute charismatischen Ayatollah Chomeini, 
die bis dahin nicht bekannte Rolle einer gleichsam religiösen wie weltlichen obersten Instanz 
einzunehmen. Die von ihm gemachten Äußerungen und Zielsetzungen genießen auch heute noch, elf 
Jahre nach seinem Tod, Autorität, so zur „Islamisierung“ über die Grenzen des Iran hinaus. Die 
diesbezügliche Rolle der Islamischen Republik Iran könnte aber angesichts des Führungswechsels an 
der Regierungsspitze 1997 und der Bestätigung der neuen Führung im Jahre 2001 künftig neu zu 
bewerten sein. 



Iranische islamistische Extremisten betrachten die Länder des „Westens“ als Rekrutierungs- und 
Propagandafeld in ihrem Bestreben, eine Islamisierung der Länder mit überwiegend muslimischer 
Bevölkerung herbeizuführen. Sie konnten sich dabei bislang jedenfalls der Unterstützung der 
amtlichen iranischen Einrichtungen im Ausland gewiss sein, so der Botschaften, Konsulate, 
Kulturzentren, Handelsbüros sowie Büros von Fluggesellschaften oder staatlichen Firmen. 

Als ideologische Zentrale des Iran für die Verbreitung islamistischen Gedankengutes in Westeuropa 
fungiert das „Islamische Zentrum Hamburg“ (IZH). Das IZH betreibt unter erheblichem finanziellen wie 
personellen Aufwand systematisch Agitation und Propaganda für eine Verbreitung der „islamischen 
Revolution“ nach iranischem Vorbild. 

Als Propagandaträger des Iran im Ausland fungieren auch die in den regionalen Vereinen des 
islamistisch-extremistischen Dachverbandes „Union islamischer Studentenvereine in Europa“ 
(U.I.S.A.) organisierten iranischen Studenten. Zur Aufgabe der vom Iran finanziell unterstützten 
U.I.S.A. gehört auch die Bekämpfung von oppositionellen Personen. Den einzelnen der U.I.S.A. in der 
Bundesrepublik Deutschland angeschlossenen Vereinen können etwa 150 Mitglieder zugerechnet 
werden. 

Resumee 
Innerhalb der „islamischen Welt“ stellen die extremistischen Islamisten eine Minderheit dar. Sie sind 
weder eine homogene Macht, noch sind sie heute in der Lage, ihren religiös verbrämten Zielen 
universale Geltung zu verschaffen. Sie bedrohen vor allem Ordnungen in ohnehin wenig stabilen 
Staaten dieser Welt. 

Gleichwohl darf nicht verkannt werden, dass ihr nicht zu tolerierendes Handeln, das im Übrigen auch 
die Weltreligion Islam insgesamt diskreditiert, erhebliche Gefahren auch für die Innere Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland bedingt. Gerade dieser Aspekt wurde angesichts der Dimension der 
Terrorakte in den Vereinigten Staaten von Amerika und deren Spuren nach Europa allgemein 
bewusst. Hier sind seitens der Sicherheitsbehörden erhöhte Aufmerksamkeit und konsequentes 
Handeln geboten. Staat und Gesellschaft sind darüber hinaus aber auch in der besonderen Pflicht, 
durch vorurteilsfreien Umgang mit dem Islam dafür Sorge zu tragen, dass erst gar nicht der 
Nährboden für extremistische Islamisten entstehen kann. Dieser ist nämlich dann besonders fruchtbar, 
wenn mangelnde Integration, soziale Verwerfungen und Identitätsdefizite sich nachhaltig verstärken. 
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Lust auf Kinder  
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Einleitung 
Um gleich einem möglichen Irrtum vorzubeugen: Dieser Artikel befasst sich nicht mit dem Thema 
Familienplanung oder einer soziologischen bevölkerungsrevolutionären Betrachtung. Um Kinder geht 
es aber schon, nur nicht um das Kind als Individuum, also als Subjekt. Dies zumindest nicht aus der 
Sicht der Täterinnen und Täter, die Kinder ausschließlich als Objekte nutzen, präziser: benutzen. 
Beispielsweise als Objekt der Begierde zur Ausübung von Macht und Gewalt, zum Ausleben sexueller 
Neigungen oder Phantasien und / oder zur Erlangung von nicht unerheblicher finanzieller Vorteile 
bzw. Gewinne. Insoweit ist der Titel des Beitrages sowohl doppeldeutig als auch – durchaus gewollt – 
provokant. 

Ebenso doppeldeutig sind einige im Strafgesetzbuch zu findende Überschriften sachverhaltsrelevanter 
Paragraphen des dreizehnten Abschnitts, in dem bekanntermaßen die Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung zu finden sind. Gemeint ist die Terminologie „Sexueller Missbrauch von Kindern“ 
oder vergleichbarer Tatbestände. Die nur wenigen bewusste Doppeldeutigkeit liegt darin begründet, 
dass – und auch diese Aussage ist gewollt provokant – eine solche Diktion zu suggerieren vermag, es 
gäbe neben dem pönalisierten sexuellen Missbrauch von Kindern durchaus auch einen (legalen) 
sexuellen Gebrauch derselben. Gleichwohl gebe ich zu, dass es sehr schwer ist, einen Begriff zu 
finden, der präzise das bezeichnet, was den Kindern bei solchen Taten angetan wird. Die 
Beschreibung der Handlungen als “sexualisierte Gewalt“ oder „sexuelle Misshandlung“ dürfte dem 
aber wohl am ehesten entsprechen. Und dass der Gesetzgeber durchaus daran interessiert ist, mit 
solchen Themen auch sprachlich sensibel umzugehen, zeigt der Umstand, dass der Begriff „Notzucht“ 
aus dem StGB verbannt wurde und sich allenfalls noch vereinzelt in den Köpfen einiger Ignoranten 
finden lässt. 

Historische Entwicklung 
Geschichtlich betrachtet dürften sexuelle Übergriffe auf Kinder ebenso zu den Urdelikten gehören wie 
Raub, Diebstahl, Mord, Totschlag und Vergewaltigung, wobei die Opfergruppe Kind von je her 
epochal höchst unterschiedlich definiert wurde und weltweit auch heute noch wird. 

Interessant in diesem Zusammenhang ist, dass sich Tierkundler in der Erkenntnis einig sind, dass es 
ein vergleichbares Verhalten in der Fauna weder gibt noch gab. Unter Tieren – so sagt man – ist der 
Nachwuchs geschützt, tabu. Da bedurfte es also erst der „Krone der Schöpfung“, des Homo sapiens 
für solcherlei Taten. Die wörtliche Übersetzung „vernunftsbegabter  Mensch“ lässt in diesem Kontext 
gesehen die naheliegende Vermutung aufkommen, dass nicht jede Bezeichnung zwangsläufig auch 
Realitätskonformität aufweisen muss. Die dem Menschen gegebene Fähigkeit zum Denken und seine 
Kultur unterscheidet ihn vom Tier. Die Feststellung, dass bei fortschreitender technischer Entwicklung 
(digitale Revolution, Internet, usw.) und Kultur auch die Qualität und das Ausmaß an Sexualdelikten 
an Kindern zuzunehmen scheint, erschreckt und lässt für die Zukunft nichts Gutes ahnen. 



Was die geschichtliche und gesellschaftliche Entwicklung betrifft, war der Umgang mit dem Thema der 
sexualisierten Ausbeutung von Kindern einem stetigen und deutlichen, zum Teil sogar extremen 
Wandel unterworfen. Und das wird, so lässt sich prognostizieren, auch in Zukunft so sein. Ohne näher 
auf Details eingehen zu wollen, sei nur daran erinnert, dass das Päderastentum, besser bekannt unter 
der Bezeichnung Knabenliebe, im griechischen Altertum nicht nur eine Realität, sondern durchaus 
auch eine kulturell akzeptierte Normalität darstellte. Der Hinweis darauf, dass sich derartige 
Beziehungen „selbstverständlich“ nicht primär auf sexuelle Kontakte konzentrierten, sondern vielmehr 
hehren Zielen wie der Sozialisation der Kinder allgemein und der Ausbildung im Besonderen gedient 
hätten, ist nicht neu. Aus eigener beruflicher Erfahrung weiß ich aber auch, dass sich diverse 
Personen mit leicht durchschaubarer und eindeutiger Interessenlage auch heutzutage noch auf die 
selbe Position zurückzuziehen versuchen. Das sind Menschen, die – zum Teil mit Wissen und 
ausdrücklicher Billigung der Erziehungsberechtigten, nicht selten alleinerziehender Mütter – fremde 
Kinder unter einer Legende „betreuen“. Die Erziehungsberechtigten ahnen nicht, welche Motivation 
diese Betreuungssituation tatsächlich begründet. In einigen Fällen entsteht für den neutralen 
Beobachter jedoch auch der Eindruck, dass die eigentlich für das Kind verantwortliche Person das, 
was wahrnehmbar gewesen wäre, gar nicht sehen oder hören wollte. Motive dafür sind u.a. 
Abhängigkeiten, Bequemlichkeit oder schlichtweg Unvermögen, sich mit Problemen zu befassen. Bei 
aufkommendem Zweifel an der Loyalität der Betreuungsperson wird natürlich von diesem jegliches 
sexuelle Interesse und jeder Sexualkontakt entrüstet in Abrede gestellt. Und die Opfer? Die schweigen 
zumeist, aus vielfältigen Gründen. 

Wie in der Fachinspektion für Sexual- und Kinderschutzdelikte des Landeskriminalamtes Berlin, die 
ich vom 1993 bis 1998 geleitet habe, leider nicht selten ermittelt wird, legen derartige „pädagogische 
Intensivbetreuer“ dann aber doch durchaus zielgerichtet ein Schwergewicht auf selektierte 
Ausbildungsinhalte biologischer Spezialthemen mit Praxisanleitung. 

Ein Teil der insbesondere in den 60er Jahren propagierten Liberalisierung des Sexualstrafrechts ist 
zwischenzeitlich umgesetzt worden und selbstverständlich. Niemand wundert sich mehr darüber, dass 
heterosexuelle Handlungen den homosexuellen gleichgestellt sind, dass Begriffe wie Kuppelei und 
Ehebruch ihre strafrechtliche Relevanz verloren haben und junge Menschen mit der Wortschöpfung 
„Kranzgeld“, die jedoch dem Zivilrecht zuzuordnen war, gar nichts mehr anzufangen wissen. 

Nicht ganz so liberal verlief die Entwicklung des Teils des Sexualstrafrechts, der sich mit dem 
themenbezogenen Umgang mit Kindern befasst. Zum Glück, denn es gab durchaus auch andere 
Vorstellungen zu diesem Problem. Zwischenzeitlich sind die Stimmen, die „eine absolut freie 
Entfaltung der kindlichen Entwicklung, bis hin zum ebenso freien Sexualkontakt mit Erwachsenen“ 
forderten, zwar in der Partei, die damit in den Anfängen  ihres Bestehens in die Öffentlichkeit ging 
verstummt, nicht aber insgesamt. Gleichwohl findet die Pädophilenlobby in der Gesellschaft 
heutzutage kein Gehör mehr und schon gar kein Verständnis. 

Dass letztendlich nicht die falschen Interessenvertreter zu den Fragen des Umgangs mit Kindern auf 
dem Gebiet der sexuellen Selbstbestimmung und des Schutzes Minderjähriger vor Erwachsenen die 
Oberhand gewannen, war leider nicht nur der Vernunft und Weitsicht verantwortungsvoller Politiker 
und Parlamentarier geschuldet. Vielmehr gab es eine Reihe von Ereignissen, die die Öffentlichkeit 
erschütterten und Eltern wie Kinderschutz-organisationen gleichermaßen auf den Plan riefen. 

Man muss nicht erst ins Ausland, beispielsweise nach Belgien blicken und Namen wie An und Eefje 
auf Seiten der Opfer sowie Marc Dutroux als mutmaßlicher Mörder und Kinderschänder ins 
Gedächtnis zurückrufen um zu wissen, was gemeint ist. Auch in Deutschland mussten und müssen 
furchtbare Taten registriert werden. Die Namen Ronny Rieken einerseits und Christine Everts oder 
Daniel Beyer andererseits lassen uns schmerzlich erinnern. Ein weiterer Fall, der bundesweit 
Aufsehen erregte, wird aktuell in Frankfurt (Oder) vor dem Landgericht verhandelt. Der 25-jährige 
Stefan J. ist angeklagt, die zwölfjährige Ulrike Brandt aus Eberswalde am 22. Februar 2001 mehrfach 
vergewaltigt und anschließend getötet zu haben. 

Zu hoffen bleibt, dass es nicht derartiger Erfahrungen für einen sensiblen Umgang mit dem Thema 
Kinderschutz bedurft hat oder in Zukunft bedarf, denn zweifellos wäre ein so zu zahlender Preis 
indiskutabel. 

Aktueller Stand 



Keinesfalls ist, was den Status quo anbelangt, im strafrechtlichen Kinderschutz eine auch nur 
annähernd als optimal zu bezeichnende Sachlage gegeben. 

Allein die Frage, ob die Bundesrepublik Deutschland mit der momentanen Regelung zur 
Begriffsbestimmung „Kind“ gut beraten ist, wäre eine Überprüfung wert. Dabei geht es mir überhaupt 
nicht um eine etwaige Veränderung des Zeitpunktes strafrechtlicher Verantwortlichkeit und den damit 
verbundenen Reaktions- oder Sanktionsmöglichkeiten, die durch Negativauslegung des § 1 Abs. 2 
JGG derzeit ausgeschlossen sind. Das JGG gilt eben erst ab dem Status Jugendlicher, und 
Jugendlicher ist, wer zur Zeit der Tat vierzehn aber noch nicht achtzehn Jahre alt ist. 

Zum selben Ergebnis kommt der § 19 StGB, der über die Schuldunfähigkeit des Kindes aussagt: 
Schuldunfähig ist, wer bei Begehung der Tat noch nicht vierzehn Jahre alt ist. So weit, so klar. In 
beiden Gesetzen geht es jedoch ausschließlich um die Frage der Strafmündigkeit. Wer zwingt uns 
eigentlich, den Begriff „Kind“ auch im Sinn des Opferschutzes so festzulegen? 

Warum sollte der Status „Kind“ nun aber möglicherweise aus Opfer- und Tätersicht differenziert 
betrachtet werden? Weil ein 14-jähriger Minderjähriger zwar rechtlich als Jugendlicher gilt, emotional 
aber noch ein Kind ist. Wer selber Kinder in dem Alter hat, wird kaum nachvollziehen können und 
wollen, dass der absolute Schutz vor sexuellen Übergriffen (§§ 176, 176a, 176b StGB) nicht mehr 
greift. Und greifen tut der relative Schutz, den der § 182 StGB bieten soll (sexueller Missbrauch von 
Jugendlichen), aufgrund der dort geforderten Tatbestandsmäßigkeiten leider auch nur sehr begrenzt. 
Bei jugendlichen Tätern wird deren Situation, insbesondere die Entwicklungsphase, in der er sich 
befindet, die Unerfahrenheit und Unbedarftheit hinreichend gewürdigt und berücksichtigt. Das JGG 
sieht eine Vielzahl abgestufter Maßnahmen vor, um Schaden vom Täter für seinen weiteren 
Lebensweg abzuwenden und jede Stigmatisierung oder Etikettierung sowie eine kriminelle Karriere zu 
vermeiden. Als Stichwort sei hier das Diversionsverfahren erwähnt. Das Opfer aber, das ist sofort 
Jugendliche/Jugendlicher mit allen Konsequenzen. Da wird auf die persönliche Entwicklungsphase 
keine Rücksicht genommen, da scheint der weitere Lebensweg aus rechtsdogmatischen Gründen 
keine Rolle zu spielen! 

Wenn man dazu noch bedenkt, dass ein 14-jähriger Junge entwicklungsbedingt ungleich unreifer ist 
als ein gleichaltriges Mädchen, beide rechtlich aber gleich gestellt sind, darf die Forderung erlaubt 
sein, das absolute Schutzalter für alle auf 16 Jahre heraufzusetzen. In den meisten – auch 
europäischen – Ländern bestehen ohnehin andere Altersgrenzen. Zumeist liegen sie bei 16 Jahren, 
vereinzelt auch bei 18 oder gar darüber. Immer wieder hören wir aus anderen Staaten, dass in 
Deutschland die Herstellung von und der Handel mit Kinderpornografie legal sei, was zwar objektiv 
und nach deutschem Recht nicht zutrifft, subjektiv und real aber eben doch. Real deshalb, weil die 
Rechtslage – oder besser: die Beweislage – erhebliche Lücken aufweist, die die Täter zu nutzen 
wissen. Dazu mehr unter dem Stichwort „Kinderpornografie“. Subjektiv, weil 14- und 15-Jährige von 
Erwachsenen eher als Kinder denn als Jugendliche betrachtet werden. 

Eine weitere Unplausibilität ist meiner Meinung nach dadurch gegeben, dass ein sexuell 
missbrauchtes Kind offenbar nur halb so viel „staatlichen Schutz“ beanspruchen kann wie eine 
lebensältere Person. Sicherlich ist das etwas bösartig ausgedrückt und ist so vom Gesetzgeber auch 
nicht gemeint. Fakt ist aber, dass der § 177 StGB (Sexuelle Nötigung, Vergewaltigung) in seiner 
Neufassung im Absatz 1 unter Ziffer 3 vorsieht, dass derjenige, der eine andere Person „unter 
Ausnutzung einer Lage, in der das Opfer der Einwirkung des Täters schutzlos ausgeliefert ist“ nötigt, 
sexuelle Handlungen des Täters oder eines Dritten an sich zu dulden oder an dem Täter oder eines 
Dritten vorzunehmen, mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft wird. In besonders schweren 
Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren (Abs. 2). Ein besonders schwerer Fall liegt 
in der Regel vor, wenn 

1. Der Täter mit dem Opfer den Beischlaf vollzieht oder ähnliche sexuelle Handlungen an dem 
Opfer vornimmt oder an sich von ihm vornehmen lässt, die dieses besonders erniedrigen, 
insbesondere, wenn sie mit einem Eindringen in den Körper verbunden sind (Vergewaltigung) 
oder  

2. die Tat von mehreren gemeinschaftlich begangen wird.  

Absicht war und durch Rechtsprechung zwischenzeitlich gesichert ist, dass es auf eine objektive, also 
real ausweglose Situation des Opfers nicht ankommt. Vielmehr genügt die subjektive Einschätzung 



des Opfers, welches allein aus Angst vor einer Eskalation der Situation oder vor Konsequenzen, die 
sich aus jeglichem Widerstand ergeben könnten, die Tathandlungen über sich ergehen lässt. 
Unbestritten: Eine sachgerechte und lebensnahe Einschätzung der Opferproblematik mit 
entsprechender rechtlicher Umsetzung! 

Werfen wir nun einen Blick auf § 176 StGB (Sexueller Missbrauch von Kindern) und § 176a StGB 
(Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern). Hier ist festzustellen, dass die selben im § 177 Abs.1 
StGB beschriebene Handlungen in der Konsequenz mit einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu zehn Jahren bedroht sind. Noch deutlicher wird das Missverständnis bei einem Vergleich zwischen 
§ 176a StGB, dort Abs. 2, Ziffer 1. und 2. Obwohl beide Rechtsvorschriften wortgleich die selben 
Tathandlungen beschreiben, sieht sich der Täter, dem die Möglichkeit gegeben ist, derartige Taten 
„gewaltfrei“ an Kindern zu begehen, nur einer Mindeststrafandrohung von einem Jahr ausgesetzt. 
Während selbige Aktivitäten an / mit einem nicht mehr kindlichen Opfer eine Strafe von mindestens 
zwei Jahren vorsehen! Das würde aber bedeuten, dass die §§ 176, 176a StGB nur solche 
Handlungen umfassen dürften, die von den Kindern freiwillig, ohne jede Geste der 
Willensdurchsetzung von Seiten des Täters, mitgemacht werden, also Sachverhalte, die bei 
nichtkindlichen „Opfern“ überhaupt keine strafrechtliche Relevanz hätten. Das geht aber an der 
Realität absolut vorbei. 

Man stelle sich das einmal vor: Beispielsweise Vater oder Stiefvater pflegen über Jahre hinweg 
regelmäßigen Geschlechtsverkehr mit der Tochter/Stieftochter ab dem 8. Lebensjahr des Opfers. 
Freiwillig natürlich, von Seiten des Mädchens. Die vorhandene strukturelle Gewalt spielt keine Rolle, 
bzw. wird als nicht vorhanden gewertet. Die Manipulations-möglichkeit des Täters auch nicht. 
Ebenfalls nicht die wirtschaftliche und reale Abhängigkeit des Opfers von dem Täter, die sich eher 
strafmildernd – also zu Gunsten des Täters auswirkt. Das ist alles andere als eine sachgerechte und 
lebensnahe Einschätzung. Und da tröstet es überhaupt nicht, sondern macht noch betroffener, dass 
dieses Missverhältnis auch zwischen § 177 StGB und § 179 StGB (Sexueller Missbrauch 
widerstandsunfähiger Personen) besteht. 

Natürlich weiß ich auch, dass die Strafandrohung allein nicht das Entscheidende sein muss. Ein 
Signal setzt sie aber allemal. Je geringer die Strafandrohung, desto bedeutungsloser die Vorschrift. 
Haben das die Kinder, die den Tätern ausgeliefert sind, die den Tätern geradezu zugeführt werden, 
verdient? Bei jedem Opfer reicht die subjektiv empfundene Ausweglosigkeit der Situation zur 
Tatbestandserfüllung, bei Kindern oft nicht einmal die tatsächliche. 

Phänomenologie 
Die sexuelle Gewalt an Kindern, so sagt man, zeigt viele Gesichter. Diese Aussage ist so nicht ganz 
richtig. Unterschiedliche Erscheinungsformen: Ja. Aber Gesichter? Nein, keine Gesichter. Es handelt 
sich um hässliche und Angst einflößende Fratzen, handlungs- und wehrunfähig machende Grimassen! 
Beispielsweise in Erscheinung der verlogenen Maske eines Missbrauchers, der mit feinstem Lächeln 
Normalverhalten und liebevolle Zuneigung vorzugaukeln versucht, während das Mädchen vor Scham 
im Erdboden versinken möchte. Am ganzen Körper zitternd, weiß es, dass die Hand des Peinigers, 
die einmal mehr unter die Bettdecke greift, im nächsten Moment unter das Nachthemd gleiten wird. 

Im Grobraster lassen sich die Erscheinungsformen der sexualisierten Gewalt gegen Kinder in fünf 
Kategorien einteilen, wobei es mitunter zu Überschneidungen oder zu Tätern mit verschiedenen 
Tatbegehungsmustern kommen kann. Grundsätzlich zeigen die Täter (weibliche Form inbegriffen) im 
Bereich der Sexualdelikte aber eine bemerkenswerte Perseveranz mit oft sogar gleichen Modus 
operandi. Die häufigste Tathandlung ist die 

• Sexuelle Misshandlung im sozialen Nahbereich  

Kennzeichnend und extrem problematisch zugleich ist hierbei das enge Beziehungsgeflecht zwischen 
Opfer und Täter. Das Oper steht dem Missbraucher als solches mehr oder weniger jederzeit zur 
Verfügung, ist diesem also permanent ausgeliefert. Der Täter verfügt aufgrund des besonderen 
Gewaltverhältnisses über schier unbegrenzte Manipulationsmöglichkeiten, die er wohldosiert nutzt, um 
den Taterfolg zu erlangen und ein Öffentlichwerden des Deliktes zu unterbinden. Da bedarf es nicht 
einmal offener Drohungen im Zusammenhang mit der konkreten Tat. Allein das nonverbale Gebaren, 
die dem Kind bestens bekannte und höchst gefürchtete Mimik, die bei dessen „Fehlverhalten“ 



erfahrungsgemäß zu körperlichen Misshandlungen oder psychischen Strafen führen, genügt, um das 
Opfer gefügig zu machen. Oder eine längerfristig umgesetzte Strategie wird zum Einsatz gebracht, die 
sich möglicherweise so darstellt, dass das Kind, wie zufällig und vermeintlich versehentlich an Stellen 
berührt wird, wo es das nicht kennt und nicht mag. Kommt hier nicht sofort Protest und wird die 
Handlung nicht sogleich innerfamiliär bekannt, also „öffentlich“ gemacht, fasst der Täter das nächste 
Mal noch gezielter zu. Ein späterer Protest wird abgewiesen. Worte wie: „Du hast es doch selbst so 
gewollt“ oder „Das letzte Mal hat es dir doch auch Spaß gemacht“ laden – und leider meist mit Erfolg – 
die Last der Schuld auf die viel zu kleinen Schultern der Kinder, die darunter und unter den 
Drohungen, dass die ganze Familie zerstört wird, wenn das Kind über die Handlungen etwas erzählen 
sollte, zusammenbrechen. Abgesichert wird das Schweigen des Kindes zusätzlich über das 
abgerungene Versprechen, das „kleine gemeinsame Geheimnis“ niemals preiszugeben. So kann der 
Täter im Schoße und Schutz der trauten familiären Atmosphäre, die eigentlich Geborgenheit und 
Sicherheit für das Kind bieten sollte, ungehindert durch staatliche oder nachbarschaftliche 
Kontrollmechanismen seine Tathandlungen fortsetzen. Langanhaltende sexuelle Misshandlungen, 
sich zum Teil über Jahre erstreckend und in der Intensität bis ins Extremste steigernd, sind eher die 
Regel denn die Ausnahme, wenn der Täter erst einmal seine Hemmschwelle überwunden und das 
Opfer in der Hand hat. Die mitunter ausgesprochene Drohung, dass bei einer möglichen 
Verweigerung die kleinere Schwester „dran sei“, ist nicht selten tatsächlich umgesetzt worden. Aber 
auch Fälle, bei denen auf Geschwisterkinder zurückgegriffen wurde, weil das erste Opfer 
zwischenzeitlich von zu Hause ausgezogen war, sind bekannt. In einem Verfahren ergaben die 
Ermittlungen sogar, dass der Vater zunächst über Jahre hinweg seine Tochter, später dann seine 
Enkeltochter sexuell misshandelt hatte. 

Die Opfer selbst finden aus dem Kreislauf der Abhängigkeit, Gewaltdrohung und sexualisierter 
Misshandlung kaum einen Ausweg. Trebegängertum oder Selbsttötungsversuche können Reaktionen 
sein. Zumeist wird das Schicksal aber schon fast fatalistisch ertragen und man hofft auf den Zeitpunkt, 
wo einem die wirtschaftliche Unabhängigkeit den Schritt aus der Familie erlaubt. Der Schaden, der 
insbesondere in psychischer Hinsicht entsteht, ist häufig irreparabel und zeigt sich mitunter erst 
längere Zeit nach den Taten. Für derart misshandelte Menschen ist es kaum möglich, später eine 
normale Beziehung aufzubauen. Das gilt für misshandelte Jungen genauso wie für Mädchen. 

Obgleich Mädchen noch immer den größeren Teil der Opfergruppe ausmachen, ist der Anteil der 
betroffenen Jungen nicht zu unterschätzen. Täter sind zumeist Männer, wie Väter, Stiefväter, Brüder, 
Onkel oder Großväter, durchaus aber auch Frauen. 

An Tatabläufen gab es meiner Erinnerung nach nichts, was nicht vorgekommen wäre. Von weniger 
spektakulären Fällen des „Hoppe-hoppe-Reiterspielens“, was im Ergebnis zu Zustandsveränderungen 
der Beinbekleidung des Spielinitiators führte, bis zu schier unvorstellbaren Handlungen und 
Sexualpraktiken wurde nichts ausgelassen. Gewaltanwendungen extremster Art, Herstellung von 
Kinderpornografie, Sodomie.... 

Die kindlichen Opfer, die sich der sexuellen Ausbeutung nicht entziehen können, entwickeln mit 
zunehmender Dauer der Misshandlungen eine Fähigkeit, die Tathandlung als solche nicht mehr 
wahrzunehmen, also bewusst zu negieren. Sie trennen das, was mit ihnen passiert, von ihrer eigenen 
Person ab, was die Fachleute mit „Abspaltung“ bezeichnen. Hierbei handelt es sich praktisch um 
einen fast automatisch funktionierenden Schutzmechanismus des Körpers und Geistes. Um das an 
einem Beispiel zu verdeutlichen: Ein sechsjähriges Mädchen berichtete in ihrer Vernehmung, dass sie 
auf der Gardinenstange im elterlichen Schlafzimmer saß und beobachtet hat, was ihr Vater im Bett mit 
einem kleinen Mädchen angestellt hatte. Dass sie selbst das Kind im Bett war, hat sie nicht mehr 
realisiert. Bemerkenswert ist hierzu, dass solche Opfer oftmals Probleme haben, über Tathandlungen 
zu berichten, selbst wenn sie es versuchen. Welches Fernsehprogramm jedoch zur Tatzeit lief oder 
wo welcher Fleck an der Tapete zu sehen war, können sie präzise beschreiben. 

Es ist relativ schwer, konkret festzulegen, wie und womit sexuelle Ausbeutung von Kindern beginnt. Im 
familiären Umgang miteinander sind die Grenzen für Außenstehende nur grob abschätzbar, innerhalb 
der Familie eher nicht. Da weiß oder fühlt eigentlich jeder, was noch normal ungezwungen oder eher 
auffällig und inszeniert ist. Eine ungewollte aber durchaus denkbare Körperreaktion beim 
gemeinsamen Baden von Vater und Tochter dürfte unstrittig anders zu werten sein, als ein regelmäßig 
praktiziertes „Leuchtturmspiel“ (so O-Ton einer Kindervernehmung) während des Badevorgangs. Die 
sexuelle Ausbeutung dürfte aber unstrittig da beginnen, wo Situationen bewusst ausgenutzt oder gar 
herbeigeführt werden, um durch das Kind sexuellen Lustgewinn zu erlangen. Ob das jedoch in jedem 



Falle auch eine strafrechtliche Relevanz erreicht, kommt auf die Erfüllung der Tatbestandsmerkmale 
an. Moralisch mögen zwar die Grenzen häufig längst erreicht oder gar überschritten sei, das hilft aber 
im Ergebnis leider weder dem Kind noch den Ermittlungsbehörden. 

Problematisch wird es bei zielgerichteten Übergriffen einerseits, andererseits aber auch dann, wenn 
Eltern oder Erziehungsberechtigte nicht Willens oder in der Lage sind, die Ängste und Bedürfnisse der 
Kinder zu erkennen. 

So ist mir noch besonders ein Ermittlungsverfahren in Erinnerung, wo ein Fotofachgeschäft die 
Dienststelle mit dem Hinweis alarmierte, dass ein Fall von Kinderpornografie vorliegen würde. 
Tatsächlich waren wir nach Sichtung des Materials der selben Meinung. Die in Auftrag gegebenen 
Fotos in Plakatgröße zeigten ein kleines Mädchen, wie sich später herausstellte vier Jahre alt, in 
verschiedenen Posen / Situationen. Während man dem einen Bild noch einen gewissen 
künstlerischen Ausdruck attestieren konnte (über Geschmack lässt sich halt streiten), wo ein nackter 
erwachsener Mann nach dem ebenfalls unbekleideten Mädchen greift, ließen die anderen Aufnahmen 
wenig bis keinen Raum für eine Interpretation zum künstlerisch Wertvollen. Das zweite Bild zeigt 
wiederum den Mann (es handelt sich um den Freund der Kindesmutter), der sich auf das Mädchen 
legt und diesem (eine Gewalttat suggerierend) den Mund zuhält. Beide Akteure sind unbekleidet. Bei 
dem dritten Poster sitzt das Kind auf einem Stuhl, bekleidet mit einem Hemdchen, welches aber den 
Blick auf das entblößte Geschlechtsteil völlig frei lässt. Die gespreizten Beine tun ein Übriges. Aus 
dem Vaginalbereich des Kindes zieht sich eine rote Farbspur den rechten Schenkel hinunter bis zum 
Fuß, was wohl eine blutige Entjungferung andeuten sollte. 

Das Ergebnis der Ermittlungen schien eindeutig, die Einschätzung der Staatsanwaltschaft hierzu war 
dann aber doch überraschend: Es handelt sich um Kunst; die beschlagnahmten Materialien sind 
wieder auszuhändigen. Strafrechtliche Konsequenzen gab es somit nicht. Ob sich irgend jemand 
Gedanken darüber gemacht hat, wie das Kind sich behandelt und benutzt gefühlt haben mag? Die 
Mutter wohl weniger – wir, die Fachdienststelle schon! „Gar nicht schön“, antwortete das Mädchen auf 
die Frage, wie es sich im Moment der Aktionen zu den Fotos gefühlt habe. Offenbar müssen wohl 
auch für „die Kunst“ Opfer gebracht werden, das Wohlbefinden der kleinen Tochter und deren 
ungezwungene Entwicklung konnten da keine Berücksichtigung finden?! 

Der Anteil der Sexualdelikte an Kindern ist, was die innerfamiliären Taten betrifft, statistisch gesehen, 
also in der PKS (Polizeilichen Kriminalstatistik), eher gering. Das ist auch plausibel, schließlich sorgt 
die Abschottung und das Kontrollsystem der Täter dafür, dass solche Fälle kaum zur Anzeige 
gelangen. Demgegenüber ist das Dunkelfeld, also die Anzahl aller stattgefundenen aber nicht 
polizeilich bekannten Delikte, erheblich. Das Dunkelfeld wird – wie ich fürchte recht realistisch – auf 
1:30 geschätzt. 

• Sexuelle Misshandlung in Institutionen  

Auch in diesem Bereich ist das Dunkelfeld erschreckend hoch. Polizeibekannt werden die Delikte nur 
in Ausnahmefällen. Die Täter suchen sich Beschäftigungsstellen, z.T. ehrenamtliche Tätigkeiten, die 
ihnen günstige Tatgelegenheitsstrukturen bieten. Leider zeigt die Wirklichkeit, dass so manche 
Berufswahl doch nicht nur allein auf Berufung und pädagogischen Sachverstand fußt. So findet man 
sie denn auch fast überall, die (überwiegend) Männer, die sich geradezu aufopfern und 
hingebungsvoll um die lieben Kleinen kümmern. Und sie haben einen Blick, ein Gespür dafür, welches 
Kind ein lohnendes, weil erfolgversprechendes Opfer sein dürfte. Ob in Kindergärten, Sportvereinen, 
Schulen, Kinderheimen oder Jugendclubs, ob als Betreuer zu Pfadfinderreisen, für Kind- und 
Jugendsportgruppen oder als Einzelfallbetreuer für problembehaftete Schulkinder, in jedem Falle ist 
es für den Täter ein Leichtes, potentielle Opfer zu erreichen. Nun meine ich nicht, dass entsprechend 
ambitionierte Menschen in erheblicher Anzahl überall auf Opfer lauern und Eltern sich hüten sollten, 
ihre Kinder überhaupt noch in die Obhut anderer Personen zu geben., aber man sollte z.B. schon 
wissen, beim wem und wie die eigenen Kinder die Nacht verbringen. Nicht jedes gut klingende 
Angebot („...dann brauchen Sie doch morgens nicht so früh aus dem Haus zu gehen, ich als Trainer 
muss ja sowieso hinfahren“) erweist sich auch rückblickend als echte Alternative. 

Leider sind die Reaktionen und Konsequenzen, die eine Tatentdeckung oder einen erheblichen 
Verdacht nach sich ziehen, zumeist untunlich. Niemand will tatsächlich Aufhebens oder Ärger. Der 
Täter aus leicht nachvollziehbaren Gründen, aber auch die Institution nicht. Das gibt Probleme, 



erfordert Stellungnahmen, schadet dem Ruf des Vereins, der Schule oder sonstigen Einrichtung. Also 
trennt man sich von dem Mitarbeiter „einvernehmlich“ und dieser geht – unter Protest („Da war doch 
gar nichts!“) – wohin? Natürlich zeitnahe in den nächsten Verein, der die Vorgeschichte nicht kennt 
und sich freut, einen sehr engagierten Trainer mit erheblicher Erfahrung und pädagogischem 
Einfühlungsvermögen für die Betreuung der Kindermannschaft gewonnen zu haben. 

Selbst eine Anfrage bei der Fachdienststelle von Seiten des Vorstands wäre oft zwecklos, weil der 
Vorfall ja zumeist nicht zur Anzeige gelangt. Und selbst wenn, ist in Verdachtsfällen keine und bei 
verurteilten Straftätern nur eine sehr eingeschränkte Auskunft leistbar, da der Datenschutz hier 
Grenzen setzt. Erforderlichenfalls haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fachdienststelle aber 
die Fähigkeit entwickelt, via Telefon zu nicken oder den Kopf zu schütteln. Allein der Hinweis, dass 
man der genannten Person die eigenen Kinder keinesfalls zur Betreuung überlassen würde, sollte als 
Antwort genügen. Der Rat an die Institute, in jedem Falle Anzeige zu erstatten bei erwiesenem 
Übergriff oder in Verdachtsfällen, um weitere Taten zu verhindern, wird bedauerlicherweise selten 
angenommen. 

Ganz anders verhielt sich das im Falle des 26-jährigen Hagen B., der im August 2001 zu 4 Jahren 
Freiheitsstrafe wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern in 91 selbstständigen Handlungen verurteilt 
worden ist. Der gelernte Erzieher hatte u.a. in einer Schule, dortige Schulstation, in der 
verhaltensauffällige Schulkinder eine Einzelbetreuung erfahren, Kinder sexuell misshandelt. Die 
Schulleitung hat nach dem Bekanntwerden der Taten sofort reagiert und der Polizei alle Informationen 
zukommen lassen. 

• Sexuelle Misshandlung nach Schaffung eines Vertrauensverhältnisses  

Die Vorgehensweisen sind höchst unterschiedlich und haben doch immer das selbe Ziel: Kontakte zu 
Kindern zu knüpfen und sich deren Vertrauen zu erschleichen, um sich später an ihnen zu vergehen. 
Beispielsweise werden Kinder, die alleine unterwegs sind, auf dem Weg zur Schule oder von der 
Schule begleitet und in ein Gespräch verwickelt. Die Ansprache des Kindes mit dessen Vornamen 
weckt von Hause aus Vertrauen und wird als angenehm empfunden. Dass der Täter den Namenszug 
vom Adressenschild des Schulranzens abgelesen hat, weiß die oder der Angesprochene nicht. Er 
weiß auch nicht, dass das belanglose Gespräch der Beginn einer verhängnisvollen Entwicklung sein 
könnte. 

Oder der nette Mann, der offenbar unendlich viel Zeit hat, sich mit Kindern zu beschäftigen. Welcher 
Erwachsene hat das schon heutzutage. Wer nimmt Kinder überhaupt zur Kenntnis, geschweige denn 
ernst? Er setzt sich sogar unaufgefordert dazu, spielt mit, hat Ideen und weiß ja so viel zu erzählen. 
Vielleicht von verschlungenen Wegen im Stadtpark mit verwunschenen Ecken, die niemand 
einzusehen vermag. Da ist man ganz ungestört. Heute will der nette Mann das Kind mit in die 
Wohnung nehmen, er hat junge Katzen dort zum Streicheln. Sicher, Mutter hat eigentlich verboten, mit 
fremden Leuten mitzugehen oder fremde Wohnungen zu betreten. Aber der Mann ist ja nicht fremd, er 
kommt doch schon so lange zum Spielen. Und das in der Wohnung? Na, Mütter müsse nicht alles 
wissen, manches belastet sie nur. Nicht, dass beim ersten Besuch auch der erste sexuelle Übergriff 
passiert, nein, da ist alles toll. Fernsehen, Cola trinken, Katzen streicheln (sofern tatsächlich 
vorhanden und nicht unglücklicherweise genau an dem Tag ausgerissen), Videospiele. Es ist so toll, 
dass man am nächsten Tag wieder mitgeht. „Hast du deiner Mutter etwas von uns erzählt?“ Nein, 
natürlich nicht. 

Es kommt zu ersten kleineren Übergriffen. In Abwägung der Interessenlagen entscheidet sich das 
Kind, diese zu dulden, schließlich bekommt es genügend Gegenwert. Nicht nur die Verpflegung und 
Unterhaltung, es gibt auch Sachgeschenke und kleinere Geldbeträge und Zuwendung. 

Einige Zeit später werden die Missbrauchshandlungen jedoch so extrem, dass das Kind das nicht 
mehr toleriert und die Wohnung für immer verlassen will. Fair, wie der nette Spielkamerad von einst 
ist, macht er dem Betroffenen klar, dass er gerne bereit ist, den Eltern über das, was bereits 
vorgefallen ist, zu berichten. Die gefertigten Fotos würde er bei der Gelegenheit dann auch gleich 
übergeben, die werden den Eltern Freude machen. Und an die Klassenlehrerin schickt er 
vorsichtshalber auch einige Abzüge. Die darf auch sehen, wie nett ihr Schulkind selbst oder gerade 
unbekleidet auszusehen vermag. Ach, das war gar nicht so gemeint, mit dem Abschied auf Dauer? Na 
dann bis morgen. Wir werden unseren Spaß haben, wie immer. 



So oder ähnlich laufen die Dinge ab. Es ist kaum zu glauben und schon gar nicht nachzuvollziehen, 
für wie wenig Gegenwert Kinder bereit sind oder gefügig gemacht werden, selbst extremste 
Sexualpraktiken vorzunehmen oder zu erdulden. Nicht nur, dass sie selbst in dem Netz aus Lügen, 
Vorteilsgewährung, Beeinflussung, Bedrohung und sexualisierter Gewalt gefangen sind, häufig führen 
solche Kinder den Tätern noch weiter Opfer zu, aus eigener Veranlassung. Ob der unausgesprochene 
Gedanke dahintersteckt, dass das alles ja nicht so schlimm sein kann, wenn andere das auch machen 
oder was sie sonst dazu bringt, so zu verfahren, ist nicht klar. Die Lockmittel, wie prima das da ist und 
dass man da ganz einfach auch Kohle abfassen kann (praktisch ohne Gegenleistung, und wenn doch, 
dann musst du dem eben mal einen rubbeln, ist doch nichts dabei! Oder traust du dich etwa nicht?) 
scheinen zu überzeugen. Der Täter hat es einfach: Der sitzt wie die Spinne im Netz und wartet auf 
„frische“ Opfer. 

Sie als Leser des Artikels glauben, dass ich hier übertreibe, dass das so simpel nicht funktioniert und 
schon gar nicht mit einem derart erschreckenden Ergebnis? Ich darf versichern, dass ich auch so 
denken würde, wenn ich es nicht besser wüsste! Damit aber noch nicht genug. Diverse Täter gehen 
sogar in die Offensive: Sie nehmen Kontakt mit den Eltern auf und stellen sich dort als Prof. Dr. XY 
vor, der zufällig entdeckt hätte, dass ihr Kind bestimmte Begabungen hat, die es zu fördern gilt. Und 
da ist er der richtige Mann, engagiert und (nahezu) selbstlos. Oder das Kind hat keine Begabung, im 
Gegenteil. Aber auch da kann geholfen werden, wozu ist man schließlich Pädagoge?! Die 
Intensivbetreuung ist – weil Eltern und Kind so nett sind – ehrenamtlich und kostenlos. Und die Kosten 
für die bereits geplante Kurzreise, wo man mal probieren will, ob nicht sogar der nächste Urlaub 
zusammen mit dem Kind möglich wird, übernimmt er auch noch. Die Eltern werden sicher froh sein, 
ein paar Tage Ruhe zu haben. Am liebsten haben es derart nette Männer übrigens mit allein-
erziehenden Müttern zu tun. Die freuen sich über die Kinderbetreuung vorbehaltlos. Fast ein 
Ersatzvater – wirklich schön! 

Klarer Verlierer dieser Konstellation ist natürlich das Kind. Wenn sogar Mutter einverstanden ist oder 
zu sein scheint, mit dem, was da vor sich geht – an wen soll sich das Opfer jetzt noch wenden? 

Wie bei den vorher geschilderten Erscheinungsformen ist auch hier das Dunkelfeld sehr hoch. Wenn 
aber ein Fall bekannt wird, weitet sich dieser nicht selten dominosteinartig aus. Viele in Heften oder im 
Internet zu sehende Fotos kinderpornografischer Art fanden so ihre Entstehung. 

• Sexuelle Misshandlung von Trebegängern  

In diesem Zusammenhang von einem Ungleichverhältnis zwischen Hell- und Dunkelfeld zu sprechen, 
wäre nicht sachgerecht. Es gibt nämlich so gut wie gar kein Hellfeld, also keine nennenswerte Zahl 
bekannt gewordener Taten. 

Gleichwohl kann man, so meine zugegebenermaßen pessimistische Einschätzung, Männer mit der 
Lupe suchen, die bereit sind, selbstlos und ohne Hintergedanken kindliche Ausreißer aufzunehmen 
und bei sich nächtigen zu lassen. Was sich auf dem Feld tut, bleibt der Öffentlichkeit und der Polizei 
weitgehend verschlossen. 

Bekannt ist aber, dass an entsprechenden Orten mit Anziehungskraft für Trebegängerinnen und 
Ausreißer Listen mit Anschriften kursieren, wo man unterkommen kann. Dass es sich dabei nicht um 
Hotelverzeichnisse handelt, liegt auf der Hand. Den Kindern ist durchaus von Anfang an klar, dass 
eine „gewisse Gegenleistung“ für die Verpflegung und Schlafstätte zu leisten ist und zeigen sich 
einverstanden. 

Anlässlich einer Durchsuchung bei einem derartigen „Herbergsvater“ in den Abendstunden, die sich 
über längere Zeit hinzog ob der erheblichen Menge des zu sichernden Beweismaterials zum Delikt 
Herstellung und Vertrieb von Kinderpornografie, begehrten nacheinander und unabhängig 
voneinander drei! Jugendliche Einlass zur Nachtruhe. Soviel zu diesem Thema! 

• Sexuelle Misshandlung durch Fremdtäter  

Das sind die Taten, die zumeist bekannt und öffentlich, aber auch in der Öffentlichkeit durch zigfache 
wiederholte Darstellung (Tat selbst, Täterermittlung, Anklage, Gerichtsverfahren, Urteil) 



überproportional zur Kenntnis genommen werden. Mit Ausnahme der Fälle, die nur eine geringe 
Qualität aufweisen oder in denen die betroffenen Kinder aus Angst vor Repressalien durch die Eltern 
aufgrund von Regelverstößen (nicht mit Fremden mitzugehen z.B.) oder weil der Täter ihnen für den 
Fall, dass sie etwas über die Tat erzählen, gedroht hat und sie sich einschüchtern ließen, die 
stattgefundene sexuelle Misshandlung für sich behalten, wird fast alles polizeibekannt. Somit ist das 
Dunkelfeld gering, es wird auf 1:1 geschätzt. 

Die PKS weist für Berlin im Jahr etwas mehr als 1000 Fälle des sexuellen Missbrauchs von Kindern 
aus und zwar relativ konstant sei 1997. In den Jahren davor war die Zahl um zwischen 10 und 15 % 
geringer. Die zunehmende Sensibilisierung der Bevölkerung aufgrund anlassbezogener Ereignisse in 
Deutschland und im Ausland sowie durch entsprechende Medieneffekte dürfte ebenso zu einem 
erhöhten Fallaufkommen beigetragen haben wie die deutlich intensivierten Ermittlungsansätze zur 
Bekämpfung der Kinderpornografie. In diesen Fällen handelt es sich de facto um 
kontrolldeliktsähnliche Verfahren, wo sich eine verstärkte Ermittlungsarbeit unmittelbar auf die Statistik 
auswirkt. Auch dürfte sich die gründlichere Vorgehensweise bei Taten zum Deliktsfeld „häusliche 
Gewalt“ bemerkbar machen. Im Rahmen dieser Ermittlungen werden, sozusagen als „Nebenprodukt“, 
mitunter Fälle des sexuellen Missbrauchs bekannt gemacht. Bundesweit liegt die Belastung – 
ebenfalls relativ konstant – für 1999 bei 15.279 und für das Jahr 2000 bei 15.518 Delikten. In den 
Jahren davor war die Zahl um etwa 10 % höher. 

Zu beachten ist, dass in Berlin der Anteil an den in diesen Zahlen enthaltenen qualitativ nicht so 
herausragenden Taten des Exhibitionismus vor Kindern, der rechtlich auch einen sexuellen 
Missbrauch darstellt, etwa 1/3 der Gesamtbelastung ausmacht. Bundesweit beträgt der Anteil knapp 
25 %. Aber die PKS ist – und ich glaube, das ist in diesem Artikel deutlich geworden – ohnehin kaum 
geeignet, die tatsächliche Lage im Bereich der Sexualdelikte an Kindern wiederzuspiegeln. Sie kann 
nur Tendenzen aufzeigen. Es muss immer wieder darauf hingewiesen werden, dass es nicht 
überwiegend die Fremdtäter sind, die unsere Kinder bedrohen und missbrauchen. Auch der subjektive 
Eindruck immer mehr Kinder würden in jüngster Zeit Opfer von Sexualmördern, täuscht. Die Statistik 
beweist das Gegenteil. Selbstverständlich ist dennoch jeder Fall einer zu viel und keine Statistik 
vermag die Eltern zu trösten, die ihr Kind auf diese Art verloren haben. Panikmache und das Zeichnen 
von Horrorszenarien hilft aber schon gar nicht weiter. Je unsicherer wir die Kinder machen desto eher 
werden sie opferanfällig. Die Medien sorgen ohnehin schon dafür, dass jeder Fall gebührend beachtet 
wird. Ob Überschriften wie „Sexbestie vergewaltigt Kind“ oder „Fünfjährige in der Hand des 
Sexmonsters“ sinnvoll sind, bleibt zu bezweifeln. Einen Zweck werden sie aber ganz sicher erfüllen, 
nämlich die Vermarktung des Verbrechens. Auch daran wird verdient und zwar durchaus nicht 
schlecht. 

Keinesfalls muss davon ausgegangen werden, dass der Fremdtäter grundsätzlich dem Kind, dem er 
sich nähert, wehtun möchte oder er beabsichtigt, das Kind zu töten. Die Täter würden sich selbst eher 
so einschätzen, dass sie die Kinder ja lieb haben, dass sie sie mögen. Subjektiv mag das so sein, 
objektiv ist diese Sichtweise aber zynisch, denn allein schon die Tat an sich tut den Kindern weh, da 
bedarf es keiner weiteren Gewaltanwendung oder gar der Tötungshandlung. Dennoch versuchen die 
Täter immer wieder, die Schuld und Verantwortung für das Geschehene dem Opfer, also dem Kind 
zuzuschreiben. Ein jüngstes Beispiel bietet der Prozess um die Vergewaltigung und Tötung der 
zwölfjährigen Ulrike Brandt aus Eberswalde. Der 25-jährige Angeklagte Stefan J. zeigt keine Reue, 
sondern erklärt, er habe Ulrike „aus Wut entführt, weil sie sich gewehrt habe“, als er nach dem 
Zusammenstoß mit seinem Auto ihren Fahrradlenker zurechtbiegen wollte. Das Mädchen ist am 22. 
Februar 2001 getötet worden. Erst fünf Wochen später konnte am 28. März der mutmaßliche Täter 
verhaftet werden, der zwischenzeitlich den Mord und die mehrmalige Vergewaltigung gestanden hat. 

Ganz anders war die Sachlage beispielsweise im Falle der Entführung der neunjährigen Sophia 
Wendt, die von dem zwischenzeitlich verurteilten 36-jährigen Berto B. am 4. Januar diesen Jahres im 
Berliner Stadtteil Marzahn auf dem Schulweg abgefangen und in seine Wohnung verschleppt wurde. 
Er hielt das Mädchen vier Nächte und drei Tage gefangen und versuchte mehrfach, sich an dem Kind 
zu vergehen. Schließlich ließ er das Mädchen in der Nähe eines Polizeiabschnitts frei. Da sich das 
Abschnittsgebäude in unmittelbarer Nachbarschaft zu meiner Dienststelle befindet, war ich eine der 
ersten Personen, die mit Sophia nach der Freilassung Kontakt hatte. Das Verhalten des Mädchens fiel 
mir sofort als äußerst ungewöhnlich auf. Sophia wirkte lebensfroh, absolut offen, locker, sehr 
kontaktfreudig und äußerst sympathisch. Sie hatte keinerlei Scheu und von Verunsicherung oder 
Angst war nichts zu spüren. Wie sich später herausstellen sollte, hatte der Täter mehrfach versucht, 



massive sexuelle Handlungen an dem Kind vorzunehmen, hat jedoch dann jeweils von der 
Umsetzung Abstand genommen, weil Sophia ihn darum gebeten hatte. 

Nachdem ich das Mädchen so erlebt habe, bin ich davon überzeugt, das es dem Täter aufgrund der 
Wesensart des Opfers nicht gelungen ist, dem Kind, in welcher Weise auch immer, die Schuld für 
seine geplanten Taten zuzuschreiben. So hat er letztlich von der Vollendung abgesehen. Ein weiteres 
Opfer, welches der Berto B. im Juni 1997 nach ähnlichem Muster entführt und etwa 24 Stunden in 
seiner Gewalt hatte, blieb von massiven Gewalthandlungen nicht verschont. Die damals zehnjährige 
Bianka ist mehrfach vergewaltigt worden. Diese Tat konnte im Zuge der Ermittlungen zum Fall Sophia 
mit aufgeklärt werden. 

Kinderpornografie – ein besonderes Problemfeld 
Unbestritten steht die Problematik Kinderpornografie in einem sehr engen Sachzusammenhang mit 
den Straftatbeständen des sexuellen Missbrauchs bzw. des schweren sexuellen Missbrauchs von 
Kindern (§§ 176 und 176a StGB). Die Umsetzung dieser Erkenntnis erfolgte aber erst relativ spät. 
Sehr unterschiedlich verlief die Entwicklung bei der Frage der Zulässigkeit der Herstellung, des 
Vertriebes und des Besitzes von Pornografie allgemein und Kinderpornografie speziell. Von relativer 
Freizügigkeit über Sondervorschriften für spezielle Erzeugnisse bis hin zum Totalverbot war schon 
alles vertreten. Immer gleich bleibend war lediglich die Zielrichtung entsprechender Vorschriften, was 
das zu schützende Rechtsgut anbelangte. Bis zum Inkrafttreten des 27. 
Strafrechtsänderungsgesetzes im September 1993 ging es ausschließlich darum, dass niemand mit 
derartigem Material konfrontiert werden durfte, der das nicht selbst wollte. Die Meinung darüber, ob 
insgesamt eher laissez-fair, mit dem Hinweis auf eine vermeintliche oder tatsächliche Ventilfunktion im 
Sinne der Katharsis-These angeraten, ergänzt durch das Argument „free speech has its price“ oder ob 
man nicht doch dem puritanischen angelsächsischen Vorbild folgend lieber mehr als zu wenig 
verbieten sollte, gingen weit auseinander. 

Seit Inkrafttreten des 27. Strafrechtsänderungsgesetzes ist die Zielrichtung des Gesetzgebers klar 
definiert: Herstellung und Vertrieb von Kinderpornografie bedingen den sexuellen Missbrauch zur 
Produktfertigung. Abnehmer ist der Konsument, der über seine Nachfrage das Angebot regelt. Je 
größer der Kreis der Interessenten ist, desto umfangreicher wird das Angebot gestaltet. Also nimmt 
zwangsläufig der sexuelle Missbrauch zu, zur Deckung des Bedarfs. 

Um diesem Kreislauf Einhalt zu gebieten, ist 1993 der Besitz von Kinderpornografie unter Strafe 
gestellt worden. Gleichzeitig wurden die Strafandrohungen für die Herstellung, den Vertrieb, 
Verbreitung usw. derartiger Produkte deutlich heraufgesetzt. Problematisch ist jedoch, dass die 
Tatgelegenheitsstrukturen den Tätern begünstigend zur Seite stehen. Dank Camcorder in S-VHS oder 
Digitaltechnik, CD-ROM, Laser-Disc und Internet stehen der Herstellung, der fast unbegrenzten 
Vervielfältigung ohne erkennbaren Qualitätsverlust und der unbeschränkten Verbreitung kaum 
Hindernisse im Wege. 

Rechtliche Hürden für die Verfolgungsbehörden und Gesetzeslücken bewirken ein Übriges. Allein 
schon der Umstand, dass es keine Legaldefinition zu der Terminus „Kinderpornografie“ gibt, bereitet 
Probleme. Die Staatsanwaltschaft Berlin geht davon aus, dass nur dann Kinderpornografie vorliegt, 
wenn die zu bewertende Abbildung einen sexuellen Missbrauch von Kindern zeigt. Würden wir dem so 
Rechnung tragen, blieben viele Fotos / Videos unterhalb der Schwelle zur Kinderpornografie. Man 
stelle sich vor, dass der Vater einer Tochter im kindlichen Alter nächtens deren Schlafraum betritt, 
ausgerüstet mit Fotoapparat oder Camcorder. Vor dem Gesicht des schlafenden Mädchens sein 
erigiertes Glied präsentierend, fertigt er von dieser Szene Aufnahmen, die er später vertreibt oder in 
das Internet stellt. Bei der w.o. geschilderten rechtlichen Auslegung wäre das kein 
kinderpornografisches Produkt, weil diesem kein sexueller Missbrauch zugrunde liegt. Gemäß § 184c 
StGB Ziffer 2 sind sexuelle Handlungen vor einem anderen nur dann gegeben, wenn der, vor dem sie 
vorgenommen werden, diese wahrgenommen hat. 

Eine weiter Schwierigkeit stellt die gesetzlich vorgegebene Altersgrenze dar. Wer ist schon in der 
Lage, allein aufgrund eines Fotos eine Aussage darüber zu machen, ob die abgebildete Person 12, 14 
oder 15 Jahre alt ist? Kinderpornografie bedingt aber die Abbildung von (eindeutig) Kindern. Das führt 
dazu, dass bei unbekannten Opfern die Altersgrenze sehr weit nach unten versetzt wird, so dass 



selbst Fotos von 12-jährigen Mädchen mitunter nicht als Kinderpornografie identifiziert werden 
können. 

Anmerkungen zur Repression 
Neben den zuvor geschilderten Schwierigkeiten gibt es noch eine Vielzahl weiterer Probleme in 
rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht, die hier aber nicht alle erörtert werden können. Darüber hinaus 
gibt es Ausstattungsmängel und – wie auf vielen Dienststellen – Personalknappheit. Nicht nur, weil 
ohnehin an Personal gespart wird, sondern auch, weil es sich um ein psychisch stark belastendes 
Arbeitsfeld handelt. Alle Mitarbeiter sind freiwillig in diesem Sachgebiet tätig, hoch motiviert und 
engagiert, auch oder gerade im Umgang mit den Opfern. Jede sekundäre Viktimisierung der Opfer 
durch den Umgang mit ihnen durch die Polizei oder die Justiz gilt es zu verhindern. Eine für die 
Kriminalinspektion arbeitende Diplompsychologin leistet hierbei ebenso gute Dienste wie eine 
Erzieherin, die im Bedarfsfalle Kinderbetreuung übernimmt. Vernehmungen können in dem vor zwei 
Jahren fertig gestellten Videovernehmungszimmer, welches kindgerecht eingerichtet und ausgestattet 
ist, erfolgen. 

Geradezu bewundernswert ist in meinen Augen die Ruhe und Gelassenheit, mit der die Mitarbeiter 
den Umgang mit den Tätern händeln. Da werden Gefühle wie Wut, Ekel, Aggressionen und Abscheu 
unterdrückt, um auch für den Misshandler die Ermittlungen objektiv und fair zu gestalten. 

Präventive Aspekte 
Einen absoluten Schutz für die Kinder gibt es leider nicht. Was die Taten im sozialen Nahbereich 
betrifft, gilt es, die Kinder stark zu machen, ihnen Selbstbewusstsein zu vermitteln und sie zu 
befähigen bzw. ihnen zuzugestehen, auch „nein“ sagen zu dürfen. Wer gegen seinen Willen auf 
Geheiß der Eltern dem Onkel einen Kuß auf die Wange drücken muss, wird sich bei anderen, die 
gleiches oder mehr fordern, auch nicht widersetzen können. Zudem sollten Vorgänge innerhalb des 
Familienverbandes sensibel beobachtet und gewertet, aber auch öffentlich gemacht, also 
ausgesprochen werden. Leider entsteht nicht selten der berechtigte Eindruck, dass Mütter nicht sehen 
wollten, was eigentlich nicht zu übersehen war oder nicht hören wollten, was die Tochter berichtete. 
Wird ein sexuell misshandeltes Kind anschließend von der Mutter noch der Lüge bezichtigt, brechen 
die letzten Dämme weg. 

Bei Fremdtätern gilt: Abstandhalten! Wenigstens zwei Armlängen weg. Nicht in ein Auto steigen auch 
nicht an das Auto herantreten, um im Stadtplan Straßen zu suchen. Nicht in eine fremde Wohnung 
gehen, schon gar nicht in den Hauskeller oder auf Dachböden um nach entlaufenen Katzen zu suchen 
oder ein Fahhrrad mit heraustragen zu helfen. Erwachsene, die Kinder um Hilfe bitten, sind mit 
Vorsicht zu genießen. Erwachsene brauchen nämlich nicht die Hilfe von Kindern, sie können sich 
selbst helfen! Das hat nichts damit zu tun, dass Kinder zur Unhöflichkeit erzogen werden sollen. Im 
Zweifel ist ihnen zu raten, andere unbeteiligte Erwachsene in die Situation mit einzubinden. 

Ganz falsch ist es meiner Meinung nach jedoch, den Kindern eine „Urangst“ einzuprägen, die sie als 
unsichere und verängstigte Menschen schon als ideale Opfer auszeichnen und von potentiellen 
Tätern auch so wahrgenommen werden. 

Die „Ausrüstung“ mit einem Alarmgeber oder Ortungsgerät ist umstritten. Möglicherweise denkt das 
Kind an gar nichts anderes mehr als an einen möglichen Überfall, so lange es den Teddy (wie er im 
Handel angeboten wird) mit Funksignalgeber bei sich trägt. Vielleicht wird das Kind aber auch 
leichtsinniger sein als ohne Teddy. Und ob der Teddy dem Kind im Ernstfalle, wo es um Sekunden 
gehen kann, nützlich sein wird, sei dahingestellt. 

Machen wir die Kinder also lieber „wehrfähig“, indem wir sie sicher auftreten lassen und sie daran 
gewöhnen, dass sie respektiert werden. Der erste Schritt dazu ist, den Nachwuchs rechtzeitig und 
altersgemäß aufzuklären. Nur wer weiß, was der Täter möglicherweise vor hat, kann sich davor 
schützen. 
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3.2 Kriminalpräventionsmaßnahmen in den Ländern und Kommunen  

Polizeibereich: Polizeiliche Kriminalpräventionsmaßnahmen werden von den 16 
Landeskriminalämtern bzw. den Polizeipräsidien, -direktionen, -inspektionen und –dienststellen sowie 
dem bundesweiten Netzwerk von kriminalpolizeilichen Beratungsstellen konzeptionell entwickelt, 
konkretisiert bzw. durchgeführt. Der Schwerpunkt liegt in der öffentlichen Aufklärungs- und 
Beratungsarbeit v.a. in den Bereichen der Rauschgift-, Eigentums-, Raub- und Gewaltkriminalität. Die 
Maßnahmenpalette ist beachtlich; sie umfasst u.a. Informationsveranstaltungen (u.a. Seminare), 
Verteilung von Informationsmaterialien, Aufklärungskampagnen (v.a. an Schulen), 
Wanderausstellungen, Sportveranstaltungen, Selbstverteidigungskurse, Freizeitmaßnahmen und 
Bildung von Arbeitsgruppen. Manche Präventionsmaßnahmen werden landesweit durchgeführt, 
andere hingegen beschränken sich auf die Gemeinde oder Kommune. Beachtlich sind außerdem die 
Art mancher Maßnahmen und das Ausmaß, in dem sie durchgeführt werden wie beispielsweise das 
vom Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen (LKA NRW) seit 1990 veranstaltete, auf Jugendliche 
abzielende Anti-Drogen-Disco-Programm. Jedes Jahr veranstaltet das LKA NRW 10 – 12 
Veranstaltungen mit jeweils 1.000 bis 4.000 Besuchern, bis 1999 fanden über 90 Veranstaltungen mit 
mehr als 200.000 Besuchern statt. Im Zeitraum 1994 bis September 1997 veranstaltete das LKA NRW 
100 Wanderausstellungen zur häuslichen Sicherheit, an denen (bis September 1998) insgesamt rd. 
100.00 Bürger(innen) teilnahmen. 

Ressortübergreifender Bereich: In den 90er Jahren war eine wachsende Tendenz in den Ländern 
und insbesondere den Kommunen zur Mitwirkung an der Kriminalprävention zu verzeichnen. Dies 
geschah allerdings in einem neuen konzeptionellen Rahmen. Maßgebender Grund für das gesteigerte 
kommunale Interesse war die Erkenntnis, dass „mit einfachen, monolitischen oder gar zentralistischen 
Ansätzen und einem quasi militärischen Verständnis von innerer Sicherheit hier auftretende Probleme 
nicht zu bewältigen sind“. Da die Kriminalität bekanntlich im erheblichen Maße lokal angebunden ist 
(ca. 70 % aller erfassten Delikte werden vom Täter am eigenen Wohnort, in unmittelbarer Nähe oder 
im Landkreis begangen), wurde eingesehen, dass Kriminalitätsprobleme vorrangig auf der Lokalebene 
und in ihrem Entstehungskontext angegangen werden sollten. Außerdem wird die Kriminalität 
wesentlich durch das soziale Umfeld des Individuums (Sozialisation, Integration, soziale Kontrolle) 
sowie von der Gemeinde und Stadtentwicklung (z.B. Verkehrsplanung, Wohnungsbau, soziale und 
kulturelle Infrastruktur) durch „Gelegenheitsstrukturen“ beeinflusst. Kommunale Kriminalprävention 



zielt v.a. auf die Reduzierung des objektiven Viktimierungsrisikos und die Beeinflussung der 
kriminalitätsfurchtauslösenden Bedingungen. Für die Kommunen stellt die Kriminalprävention kein 
neues Phänomen dar, denn sie war stets ein „Nebenprodukt“ kommunaler Aufgabenerfüllung, aber: 
„sie in ihrer kriminalpräventiven Bedeutung zu erkennen, sie durch institutionalisierte Vernetzung 
vorhandener Ressourcen effizienter und effektiver zu erfüllen und die Nebenwirkungen kommunalen 
Handelns in kriminalpräventiver Hinsicht mitzubedenken, das ist das Neue an Kriminalprävention auf 
kommunaler Ebene“. 

Der Vernetzungs- bzw. Bündelungsgedanke stellt die Verbindung zu dem bereits im Kapitel 1 kurz 
erläuterten „gesamtgesellschaftlichen bzw. ressortübergreifenden Präventionsansatz“ dar. Die 
Umsetzung dieses Ansatzes spiegelt sich v.a. in den 90er Jahren in der Schaffung eines von einem 
vielfältigen, dynamischen und sich rasch ausdehnenden institutionellen Rahmen. Dieser für die 
Entwicklung und Durchführung von Kriminalpräventionsmaßnahmen auf der Landes- und v.a. auf der 
Kommunalebene unabdingbare Rahmen umfasst eine kleine Anzahl von Gremien auf der 
Landesebene sowie eine Vielzahl von Gremien auf der Kommunalebene. Gemeinsamkeiten der 
Ländergremien bestehen i.d.R. hinsichtlich Zielen und Funktionalität, Entwicklungs- und 
Verbreitungsfunktion (Präventionskonzepte), Förderungsfunktion (Gremiengründungen auf 
Kommunalebene), Koordinierungsfunktion (Erfahrungs- und Informationssammlung und –austausch) 
und Finanzierungsfunktion (Projektvoll- bzw. teilfinanzierung). Unterschiede bestehen v.a. hinsichtlich 
der Präventionsschwerpunkte und –maßnahmen, der Gremienzusammensetzung und –größe sowie 
der Problemlösungsstrategien, wobei dies ebenfalls auf die Kommunalgremien zutrifft. Die Anzahl der 
mit der Kriminalprävention befassenden Gremien in Deutschland wird derzeit auf ca. 1.400 geschätzt; 
Spitzenreiter sind die Länder NRW (562) und Baden-Württemberg (335), gefolgt mit Abstand von 
Hessen (76), Niedersachsen (71), Brandenburg (65), Sachsen (52) und Schleswig-Holstein (51). 
Schleswig-Holstein gründete als erstes Land den „Rat für Kriminalitätsverhütung“ im Oktober 1990, 
mittlerweile haben einige weitere Länder solche Gremien gegründet. 

Eine lückenlose Erfassung der deutschen Gremien und Darstellung und Evaluierung ihrer 
Kriminalpräventionsmaßnahmen liegt nicht vor, Einzelheiten zu einigen sind aber desöfteren in der 
Literatur anzutreffen. 

Ebenfalls von Interesse auf der Kommunalebene sind Maßnahmen, die in engem Zusammehang mit 
dem aus dem angelsächsischen Raum stammenden Konzept des „Community Policing“ 
(gemeinwesensorientierte Polizeiarbeit) stehen. Breite Verwendung hat in Deutschlang mittlerweile 
der verwandte Begriff „bürgernahe Polizeiarbeit“ gefunden. Es handelt sich hierbei primär um ein 
„neues Aufgabenverständnis der Polizei, das sich mit ausgeprägter Kundenorientierung beschreiben 
lässt, eine dezentrale Polizeiorganisation, die Entscheidungsbefugnisse in die vorderste Linie 
verlagert und dort, in überschaubaren Streifenbezirken, Bürgerbeteiligung institutionalisiert vorsieht 
sowie eine von einem einheitlichen politischen Willen getragene enge Kooperation der städtischen 
Verwaltungsbehörden mit der Polizei“. Interessante Beispiele aus dem Kontext der „institutionalisierten 
Bürgerbeteiligung“ sind v.a. die mittlerweile in einigen deutschen Ländern existierenden 
Polizeihilfsdienste. Diese bestehen aus freiwilligen, von der Polizei ausgewählten  und ausgebildeten 
Bürgern, die uniformiert, aber unbewaffnet und ohne polizeiliche Hoheitsbefugnisse eine v.a. 
kriminalpräventive Funktion durch ihre Anwesenheit an öffentliche Plätzen ausübt. Hilfsdienste gibt es 
bisher in Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Hessen (ab dem Jahr 2000) und Sachsen. 

Kriminalpräventionsmaßnahmen werden ebenfalls von einer Vielzahl von Einzelakteuren (karitativen 
Einrichtungen, Instituten, Kirchen, Schulen Vereinen, Wirtschaftsverbänden usw.) durchgeführt. Diese 
ist meist örtlich begrenzt. Der private Wirtschaftssektor beteiligt sich auch im zunehmenden Maße an 
der Kriminalprävention. Dabei gehört das „Sicherheitsgewerbe“ zu den am schnellsten wachsenden 
Zweigen, dessen Personalbestand mittlerweile in etwa dem der vereinten staatlichen Polizeikräfte in 
Deutschland entspricht und weit über 1.000 Unternehmen mit einem Umsatz von ca. 5 Milliarden Mark 
umfasst. Tätigkeitsschwerpunkte von privaten Sicherheitsunternehmen sind dabei nicht nur der 
Personen- und Eigentumsschutz, sondern zunehmend auch die Erfüllung von Aufgaben im 
öffentlichen Raum in Kooperation mit der Polizei, z.B. Streifen im Bereich des öffentlichen Verkehrs, 
Patroullieren in Fußgängerzonen und Ladenpassagen sowie Überwachungs- und Kontrollaufgaben 
auf Bahnhöfen. Sie sind inzwischen zu einem „unlösbaren Bestandteil unseres Systems der 
Gefahrenabwehr und Sicherheitsvorsorge geworden“. 

3.3 Kriminalpräventionsmaßnahmen in Deutschland: eine kritische Bilanz  



Kritisch zu der Entwicklung auf der Ebene des Bundes und der Länder ist in erster Linie ihr bisher 
langsames und zögerliches Voranschreiten anzumerken. In der Kriminalitätspräventionsliteratur wird 
bemängelt, dass es in Deutschland noch heute an einem Rat für Kriminalprävention auf Bundesebene 
fehlt, obwohl Forderungen zur Schaffung eines „Deutschen Rates für Verbrechensverhütung“ bereits 
Mitte der 60er Jahre und wiederholt in den darauffolgenden Jahren erhoben wurden. Die deutsche 
Entwicklung unterscheidet sich deutlich von dem Vorgehen in manch anderen westeuropäischen 
Ländern, wo nationale Gremien bereits seit einigen Jahren existieren: Dänemark (1971), Frankreich 
(1983) und Schwede (1974). Dieses Versäumnis wird auf die föderalistische Staatsstruktur der 
Bundesrepublik Deutschland zurückgeführt, denn nach dem deutschen Grundgesetz liegen die 
Angelegenheiten Polizei und Justiz hauptsächlich im Zuständigkeitsbereich der Länder; 

darauf aufbauend wird daher die Auffassung vertreten, dass die Aufgabe des Bundes somit weniger 
die Gründung einer Zentraleinrichtung für die Kriminalprävention wäre, sondern „vielmehr wären 
Organisationsstrukturen zu schaffen, die die erforderliche Kooperation und Koordinierung der 
verschiedenen Aktivitäten auf den unterschiedlichen Ebenen leisten“. Dennoch existieren in 
Deutschland noch heute erhebliche Vernetzungsmängel, auch wenn die 90er Jahre durch beachtliche 
Entwicklungen, v.a. im Bereich der Kriminalprävention gekennzeichnet waren. Der Bund beharrt 
darauf,  dass Kriminalprävention eine Länderaufgabe sei und ihm die gesetzlichen Kompetenzen auf 
diesem Gebiet fehlen. Kritisch ist auch anzumerken, dass die Bundesregierung bisher weder eine 
umfassende, systematisch angelegte Kriminalpräventionspolitik konzipiert und in die Wege eingeleitet 
hat, wie dies bereits seit Jahren in Frankreich, Großbritannien und den Niederlanden sowie in anderen 
europäischen Staaten der Fall ist, noch den Versuch unternommen bzw. ihre Absicht bekundet hat, 
die erforderlichen Finanzmittel für Präventionsprogramme zur Verfügung zu stellen. 

Auf der Länder- und Kommunalebene sind ebenfalls Mängel zu beklagen. Zwar haben die Länder die 
Notwendigkeit zur Schaffung der für die Kriminalprävention erforderlichen institutionellen 
Rahmenbedingungen relativ früher erkannt, in manchen Bundesländern aber existieren noch heute 
keine Landes-Präventionsräte. Außerdem scheint ihre finanzielle Grundausstattung etwas dürftig zu 
sein und nicht im angemessenen Verhältnis zu ihren hochambitionierten Zielen zu stehen. Darüber 
hinaus ist wenig bekannt, inwieweit der Erfahrungs- und Informationsaustausch – z.B. im Rahmen von 
Präventionstagen oder –konferenzen auf Landes- oder Regionalebene – zwischen den Landes- und 
Kommunalräten konkret dazu beiträgt, dass Doppelarbeit und unnötiger Aufwand vermieden („das 
Rad nicht ständig neu erfinden“) und ungeeignete Kriminalpräventionsmaßnahmen ausgesondert 
werden. Ferner fällt das zahlenmäßige Gefälle hinsichtlich der Anzahl der Präventionsräte auf der 
Kommunalebene in den 16 Ländern auf, was ein möglicher Anhaltspunkt dafür sein kann, dass 
manche Länder eine wesentlich aktivere Gremienförderungspolitik als andere verfolgen. Die 
bürgernahe Polizeiarbeit wird zwar von der Gesellschaft insgesamt positiv aufgenommen, 
Finanzknappheit aber steht den damit zwangsläufig verbundenen erforderlichen und generell 
kostenintensiven organisatorischen Umstrukturierungsprozessen entgegen, wobei fraglich ist, ob 
überhaupt an „übergeordneter Stelle“ ein Wille zur konsequenten Verwirklichung des Konzepts 
besteht. 

Das Verhalten der Kommunen hinsichtlich der Verlagerung von Kriminalpräventionsaufgaben auf sie 
scheint von einem gewissen Zwiespalt geprägt zu sein. Einerseits erkennen sie zwar an, dass die 
Kriminalität grundsätzlich eine lokale Erscheinung darstellt und somit auch lokal präventiv angegangen 
werden muss, andererseits aber widerstreben sie dieser Verlagerung: „... Wegen ihrer Problem- und 
Bürgernähe tragen die Städte bei der vorbeugenden Bekämpfung von Gewalt ihren Teil der 
gesamtstaatlichen Verantwortung ... Diese Übernahme von Verantwortung kann jedoch nicht dazu 
führen, dass das gesellschaftliche Problem Gewalt alleinverantwortlich den Städten überlassen wird. 
Bund und Länder bleiben aufgefordert, ihren Beitrag zur Problembewältigung zu leisten. Insbesondere 
darf es derzeit keine Verlagerung polizeilicher Aufgaben auf die Kommunen geben“. 

Eine Analyse dieser offensichtlichen Zurückhaltung bringt einige Gründe ans Licht. Die Frage der 
Kompetenzzuteilung spielt hier eine wichtige Rolle, denn die Kriminalprävention wird „immer noch als 
ein fester Bestandteil von Kriminalitätskontrolle betrachtet. Für diese Aufgabe ist eindeutig die Polizei 
zuständig“ und ergänzend „in den Ländern, in denen die Kommunen nicht für die Polizei zuständig 
sind, vor allem aber auch in Deutschland, wo Zuständigkeiten rigide beachtet werden, ist diese 
Aufgabe daher in erster Linie Ländersache“. Hinzu kommen diverse andere Gründe, wobei das 
vermutlich wichtigste – und bis heute ungelöste Problem – die fiskalisch-politische Frage betrifft, denn: 
„... zunehmend wächst die Zahl der Kommunen, die nur durch zusätzliche Nettokreditaufnahmen ihren 
haushaltsrechtlichen Verpflichtungen nachkommen können. Ohne ein Finanzierungskonzept in 



Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverbänden bleiben ... präventive Maßnahmen ... weiterhin 
nur Wunschdenken.“ Folglich müssen Kosten gespart werden, indem freiwillige  Aufgaben, zu denen 
auch die Kriminalprävention gehört, gestrichen werden. Ferner wird die Auffassung vertreten, dass 
das „negative Gut“ Kriminalität sich für kommunalpolitische Interessen kaum instrumentalisieren lässt 
... offenbar wird von Kommunen noch eher akzeptiert, dass Sicherheitsprobleme von privaten 
Unternehmen oder Bürgerwehren aufgegriffen werden, als sich den Problemen präventiv selbst 
zuzuwenden“. Aus einer aufgabenpraktischen Perspektive betrachtet kann festgestellt werden: 
„Gerade die Integration staatlicher Polizeiaufgaben in kommunale Präventionskonzepte, die zudem 
intensiv bürgerorientiert i.S. selbstbestimmter Teilhabe sein müssten, lässt einen enormen 
Koordinierungsaufwand erwarten“. Hinzuzufügen ist, dass die Kommunen nur über sehr begrenzte 
Befugnisse zum Erlass von Gefahrenabwehrvorschriften verfügen. 

Probleme in organisatorischer Hinsicht – sowohl bei Präventionsgremien auf der Landes- als auch auf 
der Kommunalebene – können beträchtliche nachteilige Auswirkungen auf 
Kriminalpräventionsstrategien und –maßnahmen haben. Die Prozessabläufe innerhalb der Gremien 
und im Wechselverhältnis zu ihrer Umwelt können sehr komplex, vielfältig und dynamisch geprägt 
sein. Erfahrung hat beispielsweise gelehrt, dass die ressortübergreifende Prävention einer formalen 
organisatorischen Grundlage nicht entbehren sollte, denn informelle Strukturen sind oft von relativ 
begrenzter Dauer, weisen Koordinationslücken auf und bereiten Rechenschaftslegungs- und 
datenschutzrechtliche Probleme. Vielschichtige netzwerkartige Strukturen können die Überwachung 
und Bewertung von Präventionsmaßnahmen erschweren. Schwierigkeiten können eventuell 
hinsichtlich der vertikalen und horizontalen Kommunikation in den Gremien und bei der 
Harmonisierung zwischen ihren strategischen und operativen Ebenen entstehen. Steuerungsprobleme 
können auftreten und durch die Beteiligung von Außenstehenden (z.B. Spezialisten, 
Fachorganisationen) können u.U. Reibungsverluste entstehen. Die Zusammenarbeit zwischen den in 
den Gremien mitwirkenden Akteuren, deren Verhältnis zueinander oft von diversen Einflussfaktoren 
vorgeprägt ist, kann Probleme bereiten, welche möglicherweise auf eine Gremienebene (strategisch, 
operativ) beschränkt sind. Eine zu breit ausgefächerte Besetzung der Gremien kann deren 
Wirkungsgrad verwässern und Interessenverlust hervorrufen. Spannungen können auf der Ebene der 
Repräsentanten innerhalb der Gremien auftreten und zu Auflösungserscheinungen führen. 
Unregelmäßige oder zu wenige Sitzungen können die Entstehung von informellen Abläufen 
begünstigen und folglich zum Übergehen oder zur Ausgrenzung von manchen Akteuren führen. 
Schwierigkeiten in den entstehenden Organisationen selbst können sich negativ auf die 
Kriminalprävention auswirken. 

Wissenslücken über die Kriminalprävention kann sich auf die Mitwirkungsbereitschaft in den Gremien 
hemmend auswirken, wobei (i.d.R. zeitaufwendige und kostenintensive) Aus- und 
Fortbildungsmaßnahmen z.T. eine beschränkte Abhilfe geben können. Die Erstellung und Umsetzung 
von wirkungsvollen zielgerichteten Präventionsstrategien und –maßnahmen setzt eine qualitativ 
hochwertige Informationsbasis voraus, wobei hier die Gefahr besteht, dass Datenbeschaffung und –
auswertung leicht zum Selbstzweck werden können und die eigentlichen Aufgaben beiseite drängen. 
Die Öffentlichkeitsarbeit der Gremien erfordert ein gutes Taktgefühl, um nicht kontraproduktiv zu 
wirken. 

Probleme in kriminalpräventiver Hinsicht bereiten auch Finanzierungs- und Evaluationsaspekte. Die 
Finanzierung von Kriminalpräventionsmaßnahmen in einem angemessenen Ausmaß erfordert 
beträchtliche Geldsummen. Die Schaffung von Präventionsgremien beispielsweise führt dazu, dass 
außer Aufwänden für Präventionsmaßnahmen auch erhebliche Sach- und Personalkosten anfallen, 
die gedeckt werden müssen. Diesem steigenden Finanzbedarf steht in der Regel ein 
hochverschuldeter öffentlicher Haushalt gegenüber, der alleine kaum in der Lage ist, Mittel in die 
präventive Kriminalitätsbekämpfung im nunmehr benötigten Ausmaß zu „investieren“. Folglich müssen 
zur Ergänzung der von Bund, Ländern und Kommunen bereitgestellten Gelder neue 
Finanzierungsquellen identifiziert und gefördert werden, wobei in Anbetracht des 
gesamtgesellschaftlichen Ansatzes dies nicht nur geboten, sondern geradezu unerlässlich für ein 
wirksameres Präventionsvorgehen wäre. 

Eine derzeit oft zum Einsatz kommende Finanzierungsalternative ist das Auftreiben von 
Spendengeldern (von Bürgern, Vereinen, Wirtschaft, usw.) für polizeiliche Präventionsmaßnahmen. 
Eine weitere in der Präventionspraxis in Anspruch genommene Alternative stellt das Sponsoring dar. 
Sponsoring unterscheidet sich von Spenden dadurch, dass es beim ersteren um einen 
Leistungsaustausch zwischen der Polizei und den Sponsoren  geht, wobei diese Ressourcen 



(Arbeitskraft, Geld, Sachmittel usw.) bereitstellen und als Gegenleistung bestimmte Vorteile (.B. 
Verbesserung ihres öffentlichen Ansehens, Werbeeffekte) erwarten. Ferner besteht die Möglichkeit 
zur Geldbeschaffung u.a. durch die Gründung von Fördervereinen. Allerdings, obwohl die 
Einbeziehung von nicht-öffentlichen Geldern im Kriminalpräventionsrahmen in Polizeiführungskreisen 
befürwortet wird, wurde eine rasche Entwicklung auf diesem Gebiet bisher aber nicht beobachtet. 

Die systematische Ergebnis- oder Wirkungsevaluation von Kriminalpräventionsmaßnahmen vor und 
nach ihrer Umsetzung zählt zu den schwierigsten Aspekten der Kriminalprävention. Zugleich gehört 
sie zu den wichtigsten. Denn, wie oben erwährt, wächst der Sparsamkeitsdruck auf den öffentlichen 
Haushalt, der an der Finanzierung von Präventionsmaßnahmen noch im großen Umfang beteiligt ist, 
ständig an, wobei im Rahmen der derzeit laufenden Reformen im deutschen öffentlichen Sektor 
(„Neues Steuerungsmodell“) mehr Effizienz erwartet und verlangt wird. Eine Evaluation ermöglicht 
außerdem die Ausscheidung oder Vermeidung erwiesenermaßen wirkungsschwacher Maßnahmen. 
Außerdem können Änderungsbedarfe rechtzeitig festgestellt und es kann entsprechend reagiert 
werden. Probleme ergeben sich daraus, dass „eine unabhängige Bewertung einen hohen Zeitaufwand 
erfordert und viel Geld kostet“, wobei „nicht selten die Kosten einer angemessenen Evaluation höher 
zu liegen scheinen als die Kosten eines Projektes oder einer Maßnahme“. Sehr problematisch in 
evaluativer Hinsicht sind meist die mit den Maßnahmen zusammenhängenden kausalen 
Ungewissheiten sowie Schwierigkeiten hinsichtlich der Bestimmung der Maßnahmenresultate. 
Kausale Ungewissheiten treten v.a. bei Präventionsmaßnahmen im sozialen Umfeld auf, die 
tendenziell längerfristig als situationsbezogene Maßnahmen ansetzen (/und somit dem potenziellen 
Einfluss künftig hinzukommender Faktoren ausgesetzt sind), eine meist relativ höhere strukturelle 
Komplexität aufweisen und ihre Wirkung i.d.R. relativ später entfalten. Die ex ante-Evaluation erweist 
sich ebenfalls als meist sehr problematisch, denn hier kann lediglich auf Prognosen und Schätzwerte  
- nicht hingegen auf empirische Anhaltspunkte – zurückgegriffen werden. 

Abschließend ist auf das Problem der Prioritätsbestimmung in der Kriminalprävention zu verweisen, 
d.h. es ist eine Antwort auf die Frage zu finden, in welchem oder welchen Bereichen 
Kriminalpräventionsmaßnahmen eingesetzt und mit welcher Intensität sie verfolgt werden sollen. 

In der Praxis unterscheidet man grundsätzlich zwischen sozial- und situationsbezogenen 
Präventionsmaßnahmen, die jeweils der eingangs in Kapitel 1 erläuterten primären und sekundären 
Ebene entsprechen. Maßnahmen auf der tertiären Ebene (z.B.: das Strafrecht, s. Kapteil 4) bilden hier 
eine weitere Kategorie, die aber gesondert zu behandeln sind. Situationsbezogene Maßnahmen 
finden tendenziell häufiger Anwendung, weil sie hinsichtlich ihrer Wirkung relativ leichter und schneller 
erfassbar sind. Technische Vorbeugungsmaßnahmen – ein Schwerpunkt des situationsbezogenen 
Bereiches – bieten beispielsweise einige beachtsame Vorteile, u.a. können sie i.d.R. rund um die Uhr 
eingesetzt werden, sind erschwinglich, zuverlässig und wirken meist abschreckend, wenn sie von 
potenziellen Tätern wahrgenommen werden. Auch verstärkte Polizeifuß- und -streifenpatroullien sowie 
öffentliche Präsenz durch Bürgerwehren und private Sicherheitsunternehmen entfalten definitiv eine 
Abschreckungswirkung. Allerdings haben alle Maßnahmen im situationsbezogenen Bereich den 
entscheidenden gemeinsamen Nachteil, dass sie die Entstehungsbedingungen der Kriminalität (z.B.: 
Erziehungs- und Sozialisationsdefizite) außer Betracht lassen. Gleiches gilt für das Strafrecht. 

Somit bleibt also die primäre Ebene noch zu betrachten. Diese Ebene ist in den letzten Jahren in 
Anbetracht der Erkenntnis, dass Kriminalpräventionsmaßnahmen “ursachenorientiert“ angesetzt 
werden müssen, verstärkt Gegenstand der wissenschaftlichen Kriminalpräventionsforschung 
geworden. Hier wird der Gesellschaft und dem sozialen Umfeld der Menschen eine Schlüsselrolle 
beigemessen. Die Kriminalprävention auf der primären Ebene stellt zweifellos die relativ beste 
Alternative dar, allerdings können die Schwierigkeiten bei der Bestimmung der wirksamsten Strategien 
zur Prävention der Kriminalitätsentstehung beträchtlich sein. Es gibt einige unterschiedlich Ansätze, 
welche die Kriminalitätsentstehung zu begründen versuchen. Die Problemparameter, ihre 
Bestimmungsfaktoren und deren Wechselverhältnis müssen konkretisiert und entsprechende 
Messindikatoren entwickelt werden. Dabei handelt es sich i.d.R. um eine Vielzahl komplexer, 
dynamischer und vielschichtig wirkender Faktoren, und empirische Erhebungen im sozialen Umfeld 
sind bekanntlich oft mit erheblichen methodischen Problemen verbunden. Auf der Grundlage der 
ermittelten Erkenntnisse und Daten müssen dann geeignete (i.d.R. breitangelegte, kostenintensive 
und sektorübergreifende (Bildung, Soziales, Wirtschaft)) Präventionsmaßnahmen entworfen und 
anschließend umgesetzt werden, deren Wirkungen allerdings generell schwer – wenn überhaupt – 
akurat zu messen sind und sich zudem erst über einen Zeithorizont, der sich normalerweise auf einige 
Jahre erstrecken kann, entfalten. Letztendlich bieten diese Bemühungen keine Garantie dafür, dass 



der Kriminalität universell und auf Dauer vorgebeugt wird, denn: „die“ Ursache von Kriminalität gibt es 
nicht. 

(Fortsetzung folgt) 

     

 

Wichtige BGH-Entscheidung 

 

Wichtige Entscheidung des Großen Senats für Strafsachen zum Bandenbegriff 

  

• 1. Vorbemerkung  

Traditionell war der Bandenbegriff ausschließlich den Eigentumsdelikten zugeordnet. Die 
„Diebesbande“ ist die wohl älteste Form der Erhöhung der Strafandrohung bei einer gemeinsamen 
Begehung von Straftaten. 

Im Jahre 1969 wurden durch das 1. Gesetz zur Reform des Strafrechts weite Bereiche des 
Besonderen Teils des StGB neu gestaltet. Aus Zuchthaus und Gefängnis wurde die „Freiheitsstrafe“, 
in § 243 StGB wurden (u.A.) die „Regelbeispiele“ für besonders schwere Fälle eingeführt – die 
bandenmäßige Begehung als Qualifikation blieb aber auf den Diebstahl und den Raub beschränkt. 

Sucht man heute im Index eines Strafgesetzbuches nach dem Begriff der Bande, so begegnet einem 
dieser in einer Vielzahl von Vorschriften. Eine Erweiterung brachte noch einmal das 6. StrRG von 
1998, in dem u.a. auch die bandenmäßige Begehung eines Betruges als Regelbeispiel für einen 
„besonders schweren Fall“ kodifiziert wurde. 

Auch im Nebenstrafrecht findet sich der Bandenbegriff, z.B. in § 30 a BtMG, beim „Bandenschmuggel“ 
in § 373 AO usw. Zugleich ist die bandenmäßige Begehung von Delikten als „Katalogtat“ in 
Eingriffsermächtigungen der StPO aufgenommen, vgl. z.B. § 100 a StPO. 

Der Grund für diese erhebliche Erweiterung des Bandenbegriffs liegt in geänderten 
Begehungsformen, insbesondere natürlich in der Zunahme der „organisierten Kriminalität“, die sich 
eben nicht mehr nur auf Diebstahl und Raub beschränkt. 

Konsequenterweise sind auch die Fälle, in denen sich die Gerichte mit der Frage auseinander zu 
setzen haben, ob im Einzelfall der Bandenbegriff vorliegt oder nicht, schlagartig angewachsen. Bei der 
Vielzahl der denkbaren Begehungsweisen wurde es immer dringender, höchstrichterlich zu klären, wie 
der Bandenbegriff auszulegen ist. 

Der bisherige Bandenbegriff ergab sich aus einer Summe von Einzelentscheidungen. 

Eine Bande war demnach eine lose Gruppe von mindestens zwei Personen (was sehr umstritten war), 
die sich ausdrücklich oder stillschweigend zur Verübung fortgesetzter, im Einzelnen noch ungewisser 
Diebes- oder Raubtaten verbunden hat. 

Gegenseitig verpflichtet brauchten sie sich nicht zu haben. 

Als Mitglied einer Bande musste der Täter einen Diebstahl begehen. Ferner musste er unter 
Mitwirkung eines anderen Bandenmitglieds (also nicht bloß eines Extraneus) stehlen, d.h. in einem 



örtlichen und zeitlichen, wenn auch nicht notwendig körperlichen Zusammenwirken mit ihm. Täter 
konnte also nur das in dieser Form mit einem anderen Mitglied zusammenwirkende Bandenmitglied 
sein. 

In jüngster Zeit war vor allem die Frage immer wieder diskutiert worden, ob es nun zwei oder drei 
Mitglieder sein müssten und wie es sich mit dem Zusammenwirken der Bandenmitglieder am 
eigentlichen Tatort verhalte. 

Da sich die Senate des BGH nicht einig wurden, wurde die Sache dem Großen Senat für Strafsachen 
zur Entscheidung vorgelegt. 

• 2. Die Entscheidung des Großen Senats für Strafsachen des BGH  

(BGH, Beschluss vom 22.3.2001 – GSSt 1/00 (LG Münster), veröffentlicht u.a. in NStZ 2001, 421) 

• 2.1 Der Sachverhalt  

Die Angeklagten kamen im Mai 1998 überein, gemeinsam gebrauchte Fahrzeuge zu entwenden. In 
Ausführung ihres Vorhabens suchten sie von Anfang Juni bis zu ihrer Festnahme Ende Juli 1998 
mehrere Autohäuser auf. Sie nahmen im Freien abgestellte Fahrzeuge in Augenschein und täuschten 
Kaufinteresse vor. Entsprechend ihrem Tatplan lenkte einer der Angeklagten die Aufmerksamkeit des 
Verkaufspersonal ab, während der andere die Situation nutzte, um unbemerkt einen der 
Originalschlüssel des besichtigten Fahrzeugs gegen einen mitgeführten, ähnlich aussehenden 
Schlüssel desselben Fahrzeugtyps auszutauschen. Am jeweils folgenden Wochenende wurden die 
teilweise mit einer elektronischen Wegfahrsperre ausgestatteten Fahrzeuge unter Verwendung der 
Originalschlüssel entwendet. Die Strafkammer konnte nicht feststellen, ob weitere Personen beteiligt 
waren. 

Das Landgericht hat die beiden Angeklagten wegen Bandendiebstahls und schweren 
Bandendiebstahls jeweils in mehreren, teils nur zum Versuch gediehenen Fällen zu Gesamtstrafen 
verurteilt. Gegen die Verurteilung wenden sich beide Angeklagten mit ihren Revisionen. Der für die 
Entscheidung über die Rechtsmittel zuständige 4. Strafsenat des BGH hält die Sachrügen zum 
Schuldspruch für begründet. 

Auf Anfrage des 4. Strafsenats, der sich an der beabsichtigten Entscheidung durch die 
Rechtsprechung der anderen Strafsenate gehindert sieht, haben der 1. und der 2. Strafsenat 
mitgeteilt, dass sie an ihrer Rechtsprechung sowohl zu der für eine Bande notwendigen Mindestzahl 
der Bandenmitglieder wie auch zu den Mitwirkungsvoraussetzungen bei der Ausführung des 
Diebstahls festhielten. Der 3. Strafsenat hat angeregt, den Großen Senat für Strafsachen wegen 
grundsätzlicher Bedeutung der aufgeworfenen Rechtsfragen anzurufen. Der 5. Strafsenat hat 
mitgeteilt, dass er der beabsichtigten Entscheidung nicht entgegentrete. Daraufhin hat der 4. 
Strafsenat – wegen beabsichtigter Abweichung  und wegen grundsätzlicher Bedeutung – dem Großen 
Senat für Strafsachen gem. § 132 II und IV GVG mit Beschluss vom 26.10.2000 folgende 
Rechtsfragen zur Entscheidung vorgelegt: 

(1)   Setzt der Begriff der Bande eine Verbindung von mehr als zwei Personen voraus? 

(2)   Erfordert der Tatbestand des Bandendiebstahls das zeitliche und örtliche Zusammenwirken 
von (mindestens) zwei Bandenmitgliedern? 

Der Generalbundesanwalt hat dagegen beantragt zu beschließen: 

(1)   Der Begriff der Bande setzt eine Verbindung von mehr als zwei Personen nicht voraus. 

(2)   Der Tatbestand des Bandendiebstahls erfordert nicht, dass mindestens zwei 
Bandenmitglieder die Tat in örtlichem und zeitlichem Zusammenwirken begehen. 

Der Große Senat für Strafsachen hat wie aus dem Leitsatz ersichtlich entschieden. 



• 2.2 Der Leitsatz  

1.      Der Begriff der Bande setzt den Zusammenschluss von mindestens drei Personen voraus, 
die sich mit dem Willen verbunden haben, künftig für eine gewisse Dauer mehrere 
selbstständige, im Einzelnen noch ungewisse Straftaten des im Gesetz genannten Deliktstyps 
zu begehen. Ein „gefestigter Bandenwille“ oder ein „Tätigwerden in einem übergeordneten 
Bandeninteresse“ ist nicht erforderlich.  

2.      Der Tatbestand des Bandendiebstahls setzt nicht voraus, dass wenigstens zwei 
Bandenmitglieder örtlich und zeitlich den Diebstahl zusammen begehen. Es reicht aus, wenn 
ein Bandenmitglied als Täter und ein anderes Bandenmitglied beim Diebstahl in irgendeiner 
Weise zusammenwirken. Die Wegnahmehandlung selbst kann auch durch einen 
bandenfremden Täter ausgeführt werden.  

• 2.3 Die Begründung  

• 2.3.1 Der zahlenmäßige Bandenbegriff  

• 2.3.1.1 Bisherige Auffassung  

Der Große Senat 

„Der Tatbestand des Bandendiebstahls (§ 244 1 Nr. 2 StGB) schreibt, wie die anderen Vorschriften 
des Strafgesetzbuchs und des Nebenstrafrechts, die an das Merkmal der bandenmäßigen Begehung 
anknüpfen, keine Mindestzahl vor, ab der ein Zusammenschluss von Personen zu kriminellem Tun als 
eine Bande anzusehen ist. Nach der ständigen Rechtsprechung genügte für den Begriff der Bande 
eine auf einer ausdrücklichen oder stillschweigenden Vereinbarung beruhende Verbindung von zwei 
Personen, die sich mit dem ernsthaften Willen zusammengeschlossen haben, für eine gewisse Dauer 
in Zukunft mehrere selbstständige, im Einzelnen noch unbestimmte Straftaten eines bestimmten 
Deliktstyps zu begehen. 

Für eine Bande war weder eine gegenseitige Verpflichtung der Mitglieder zur Begehung solcher 
Delikte noch die Bildung einer festen Organisation vorausgesetzt.“ 

• 2.3.1.2 Die Kritik  

„Die Einwände gegen den so umschriebenen Bandenbegriff verstärkten sich nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und anderer Erscheinungsformen der 
organisierten Kriminalität (OrgKG) v. 15.7.1992 (BGBl. I. 1302), mit dem, ohne die Bande gesetzlich 
zu definieren, neue Bandendelikte geschaffen (§ 260 I Nr. 2, 260 a I StGB) und Strafdrohung bereits 
vorhandener Bandendelikte unter bestimmten Voraussetzungen verschärft wurden (§ 244 a I StGB, § 
30 a I BtMG). Der Annahme, der Zusammenschluss von zwei Personen genüge für eine Bande, wird 
von der überwiegenden Meinung in der Literatur hauptsächlich entgegengehalten, dass eine 
Willensbildung als gruppendynamischer Prozess erst innerhalb einer größeren Gruppe entstehen und 
die Gefährlichkeit einer Bande erst bei mehr als zwei Mitgliedern unabhängig von Aus- oder 
Hinzutreten einzelner Mitglieder gegeben sei. Als Voraussetzung für die Annahme einer Bande bei 
Zwei-Personen-Verbindungen verlangten zuletzt alle Strafsenate des BGH ein Handeln mit gefestigten 
Bandenwillen, wobei ein solcher, auf gewisse Dauer angelegter und verbindlicher Gesamtwille dann 
angenommen wurde, wenn die Täter ein gemeinsames übergeordnetes Bandeninteresse verfolgt 
hatten.“ 

• 2.3.1.3 Festlegung des neuen Begriffs  

„Angesichts der fehlgeschlagenen Bemühungen der Rechtsprechung, unter Beibehaltung der 
Verbindung von zwei Personen als Mindestvoraussetzung für eine Bande den Bandenbegriff durch 
zusätzliche Kriterien inhaltlich näher zu bestimmen, ist es sinnvoll und geboten, für eine Bande den 
Zusammenschluss von mindestens drei Personen zu kriminellem Tun vorauszusetzen. 



Zu einer weiteren Einschränkung des Bandenbegriffs besteht kein Anlass. Insbesondere bieten die 
Entstehungsgeschichte und die Gesetzesmaterialien des OrgKG und der nachfolgenden 
Reformgesetze keinen Anhalt dafür, dass der Gesetzgeber die Bande als eine kriminelle 
Erscheinungsform mit einem Mindestmaß an konkreter Organisation oder festgelegter Strukturen 
verstanden wissen wollte. Er hat die Bande lediglich als mögliche Keimzelle der organisierten 
Kriminalität gesehen und als Anknüpfungsmerkmal für erhöhte Strafandrohungen gewählt, indem er 
die schon im Strafgesetzbuch vorhandenen Merkmale der „gewerbsmäßigen“ und „bandenmäßigen“ 
Tatbegehung als besonders „organisationsverdächtig“ aufgegriffen hat.“ 

• 2.3.2 Erfordernis der Mitwirkung eines anderen Bandenmitglieds  

• 2.3.2.1 Bisherige Auslegung  

„Der Tatbestand des § 244 I Nr. 2 StGB, wonach derjenige einen Bandendiebstahl begeht, der als 
Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung von Raub oder Diebstahl verbunden hat, 
unter Mitwirkung eines anderen Bandenmitglieds stiehlt, setzt nicht voraus, dass wenigstens zwei 
Bandenmitglieder örtlich und zeitlich die Wegnahmehandlung zusammen begehen. Es reicht aus, 
wenn ein Bandenmitglied als Täter und ein anderes Bandenmitglied beim Diebstahl in irgendeiner 
Weise zusammenwirken. Die Wegnahmehandlung selbst kann auch durch eine bandenfremde Person 
ausgeführt werden. 

Nach der früheren Rechtsprechung konnte Täter eines Bandendiebstahls nur ein Bandenmitglied sein, 
das beim Bandendiebstahl am Ort der Wegnahme, wenn auch nicht notwendig körperlich, selbst 
mitwirkt.“ 

• 2.3.2.2 Neue Tendenzen in der BGH-Rechtsprechung  

„Diese Rechtsprechung hat der 3. Strafsenat des BGH in seinem Urteil vom 9.8.2000 – 3 StR 339/99 
aufgegeben und dahin abgeändert, dass ein Mitglied einer Diebesbande auch dann Täter eines 
Bandendiebstahls sein kann, wenn es zwar nicht and der Ausübung des Diebstahls unmittelbar 
beteiligt war, aber auf andere als täterschaftlichen Tatbeitrag zu wertende Weise daran mitgewirkt hat. 
Diese Auslegung hat dann in seinem Urteil am 20.9.2000 – 2 StR 185/00 der 2. Strafsenat für den 
Bandenraub gem. § 250 I Nr. 2 StGB übernommen. 

Dass die Täterschaft beim Bandendiebstahl nicht notwendig die unmittelbare Mitwirkung am Ort der 
Wegnahme voraussetzt, hat die Rechtsprechung bisher nur für die Fälle entschieden und anerkannt, 
in denen wenigstens zwei weitere Bandenmitglieder den Diebstahl im zeitlichen und örtlichen 
Zusammenwirken begangen haben. Hieran anknüpfend ist nunmehr die Frage zu entscheiden, ob das 
Tatbestandsmerkmal ,wer ... unter Mitwirkung eines anderen Bandenmitglieds stiehlt’ grundsätzlich 
ein Zusammenwirken von wenigstens zwei Bandenmitgliedern am Ort der Wegnahme voraussetzt, 
auch wenn weitere Bandenmitglieder im Hintergrund oder bei der Vorbereitung der Tat mitgewirkt 
haben. Durch die Entscheidung, dass der Begriff der Bande den Zusammenschluss von wenigstens 
drei Personen zu kriminellem Tun voraussetzt, haben die Bandendelikte generell eine restriktive 
Auslegung erfahren. Dies ermöglicht es, die Auslegung der Mitwirkungserfordernis im Tatbestand des 
Bandendiebstahls von der herkömmlichen Betrachtungsweise der Rechtsprechung zu lösen und die 
von ihr vorgenommene Anbindung an die unmittelbare Tatausführung aufzugeben.“ 

• 2.3.2.3 Die Auffassung des Großen Senats  

„Die Erweiterung des Anwendungsbereichs des Tatbestands des Bandendiebstahls in dem Sinne, 
dass jede Form des Mitwirkens am Diebstahl und nicht nur die persönliche Beteiligung am Ort der 
Wegnahme ausreicht, ist mit dem Wortlaut und der ratio des § 244 I Nr. 2 StGB vereinbar. 

Dem stehen weder systematische Gründe entgegen, noch lassen sich durchgreifende Einwendungen 
aus der Entstehungsgeschichte der Norm ableiten. 

... 



Ein Festhalten am Erfordernis eines zeitlichen und örtlichen Zusammenwirkens von wenigstens zwei 
Bandenmitgliedern am Wegnahmeort ist nicht aus gesetzessystematischen Gründen geboten. Zwar 
trifft es zu, dass die Bandendelikte im Gesetz unterschiedlich tatbestandlich ausgestaltet sind; außer 
in § 244 I Nr. 2 StGB fordert nur eine relativ geringe Zahl die Mitwirkung eines anderen Mitglieds (§ 
250 I Nr. 2 StGB; § 373 II Nr. 3 AO 1977; §§ 19 II Nr. 1, 22 a II KWKG; § 52 a II WaffG), während eine 
Viehlzahl anderer Tatbestände, namentlich §§ 260 I Nr. 2, 260 a I StGB; §§ 30 I nr. 1, 30 a I BtMG, auf 
dieses Merkmal verzichten. 

Daraus lassen sich jedoch für die Tatbestände, die das Mitwirkungserfordernis enthalten, 
insbesondere aber für § 244 I Nr. 2 StGB, keine Anforderungen an die inhaltliche Auslegung dieses 
Merkmals ableiten. Aus der vom Gesetzgeber vorgenommenen Differenzierung folgt lediglich, dass 
das Mitwirkungserfordernis nicht in einer Weise ausgelegt werden darf, dass ihm keine eigenständige, 
tatbestandsumschreibende Bedeutung mehr zukomme. Das ist aber beim Bandendiebstahl nicht der 
Fall, solange – entsprechend dem Wortlaut des § 244 I Nr. 2 StGB – ein irgendwie geartetes 
Zusammenwirken des Täters mit einem anderen Bandenmitglied gefordert wird. 

... 

Nach übereinstimmender Auffassung aller Strafsenate des BGH muss sich der Täter des 
Bandendiebstahls nicht mehr – wie noch nach früherer Rechtsprechung – selbst am Tatort an der 
Ausführung des Diebstahls unmittelbar beteiligen. Vielmehr reicht es auch, wenn er auf eine andere – 
als täterschaftliche Beteiligung zu wertende – Weise daran mitgewirkt hat. 

Setzt aber die Verurteilung wegen täterschaftlichen Bandendiebstahls nicht mehr voraus, dass der 
Angeklagte selbst am Tatort anwesend war, so liegt es nahe, die Tatbestandsmäßigkeit seines 
Verhaltens als Bandendiebstahl i.S. des § 244 I Nr. 2 StGB auch nicht mehr davon abhängig zu 
machen, dass zwei andere Bandenmitglieder sich an der Wegnahmehandlung am Tatort in 
räumlichen und zeitlichen Zusammenwirken beteiligt haben.“ 

• 2.3.2.4 Tatausführung durch Nicht-Banden-Mitglieder  

Der BGH: 

„Das Merkmal der Mitwirkung beim Bandendiebstahl setzt ferner nicht voraus, dass jedes der 
zusammenwirkenden Bandenmitglieder Täter ist. Es genügt für den Tatbestand auch, wenn ein 
Bandenmitglied mit einem anderen Bandenmitglied in irgendeiner Weise, etwa als Gehilfe, 
zusammenwirkt. Auch dann findet das Gefährlichkeitspotenzial der Bande in der von mehreren 
Bandenmitgliedern ausgeführten Tat seinen Niederschlag. 

Die Voraussetzungen eines Bandendiebstahls können selbst dann erfüllt sein, wenn die 
Wegnahmehandlung von einem Nichtbandenmitglied für die Bande ausgeführt wird. Bedienen sich die 
Mitglieder einer Bande eines Nichtmitglieds als Hilfsperson, weil diese z.B. über spezielle Kenntnisse 
oder Fähigkeiten verfügt, die die unmittelbare Wegnahmehandlung erst ermöglichen oder zumindest 
erleichtern, so hindert das die Annahme eines Bandendiebstahls nicht, wenn im Übrigen zwei 
Mitglieder der aus mindestens drei Personen bestehenden Bande am Diebstahl mitwirken und 
wenigstens einem von ihnen die unmittelbare Tatausführung des Nichtmitglieds als Täter zuzurechnen 
ist. 

... 

Der Umstand, dass ein unmittelbar die Wegnahme ausführender Dritter nicht Mitglied der Bande ist, 
steht nur dessen Verurteilung als Täter eines Bandendiebstahls entgegen, nicht aber der Annahme 
eines Bandendiebstahls. 

• 3. Schlussbemerkung  

Man muss dem BGH das Kompliment machen, dass er mit seinen Entscheidungen in hohem Maße 
berücksichtigt, wie sich die Rechtanwendung in der Praxis auswirkt und dabei sehr wohl veränderten 
Gegebenheiten durch eine sachgerechte Auslegung der Tatbestände gerecht zu werden versucht. 



Natürlich fällt es schwer, au dem scheinbar eindeutigen Gesetzestext, wonach ein Bandendiebstahl 
nur dann vorliegt, wenn ein Bandenmitglied unter Mitwirkung eines anderen Bandenmitglieds stiehlt, 
zu schließen, dass dieses Tatbestandsmerkmal dann erfüllt ist, wenn ein Nichtmitglied allein am Tatort 
die Tat im Auftrag und unter Aufsicht eines – im Hintergrund bleibenden – Bandenmitglieds ausführt. 

Andererseits ist festzustellen, dass sich die Hintermänner in immer stärkerem Maße zur eigentlichen 
Tatausführung wechselnder Personen bedienen und damit den Tatbestand unterlaufen. Aus der Sicht 
der Praxis ist diese Entscheidung sehr zu begrüßen. 

An die Tatsache, dass es eben nun drei Bandenmitglieder sein müssen, wird man sich gewöhnen. 
Regelmäßig wird dies sowieso ohne Probleme sein, da die arbeitsteilig vorgehenden kriminellen 
Organisationen in der Regel aus einem größeren Personenkreis bestehen. 

Jedenfalls ist nun für die nächste Zeit die Diskussion um den Inhalt des Bandenbegriffs ausgestanden. 
Natürlich ist nicht auszuschließen, dass sich neue Aspekte des Zusammenwirkens ergeben, die 
wiederum eine höchstrichterliche Entscheidung erforderlich machen. 

Wolfgang Jörg, Polizeidirektor a.D. 

 

Aus der Rechtsprechung 
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